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Vorwort 
,,Wir betrachten es im Gegensatz zu den 
meisten Kommunalbetrieben nicht als 
unsere Aufgabe, unter Ausnutzung un- 
serer Monopolstellung in einzelnen Ge- 
meinden bei geringem Stromabsatzgro- 
Oe Gewinne zu machen, sondern wirge- 
denken dadurch unsere Aufgabe zu er- 
füllen, daß wir den Konsumenten zu den 
denkbar billigsten Preisen größtmögli- 
che Strommengen zur Verfügung stel- 
len;" WasdieRWEAG bereits 1902/03als 
Maxime ihrer Geschäftspolitik formu- 
lierte und was damals als prägnante 
Kurzformel für die Ausbreitungsstrate- 
gie des Konzerns stand, ist heute zur 
energiepolitischen Sackgasse verkom- 
men. „Größtmögliche Strommengen" 
heißt auch Verzicht auf dezentrale Ver- 
sorgungsstrukturen, heißt Verzicht auf 
optimale Energieausnutzung, bedeute! 
Energiepolitik gegen die Interessen der 
Kommunen und erzeugt in letzter Kon- 
sequenz irreparable Schäden füi 
Mensch und Natur. 

Widerstände gegen die Energiepolitik 
des RWEsind soaltwiederl898gegrün- 
dete Konzern selbst. Zu Anfang de: 
Jahrhunderts waren es die sich noci- 
selbstversorgenden Kommunen, die ge- 
gen den ~xpansionsdrang des Konzern: 
angingen. 

Jeweils nach den beiden Weltkriegen 
wurde von politischer Seite versucht, 
den RWE-Konzern zu sozialisieren und 
damit demokratischer Kontrolle zu un- 
terziehen. 

Doch die mit den Begriffen „Filzii und 
„~l lmacht" besser kaum zu charakterisie- 
rende Unternehmenspolitik des RWE 
verhinderte in beiden Fällen dieseehren- 
werten Absichten. 

In den fünfziger Jahren wurde ver- 
sucht, die Installation des 380 kV-Ver- 
bundsystems durch den Essener Strom- 
konzern zu verhindern. Energiefachleu- 

' . te sahen in diesem Schritt eine Fest- 
schreibung für den Bau von Großkraft- 
werken, sowie eine Festigung der 
Monopolstellung des RWE auf dem 
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rgiemarkt aer ~unaesrepubl ik.  
ollzogen sich diese Auseinanderset- 
gen noch weitgehend innerhalb ei- 

energiepolitisch interessierten 
,hwelt, war es mit der relativen Ruhe 
Energiegeschäft Ende der siebziger 

- - ire vorbei. 
Bau und Planung von Atomkraftwer- 

ken machten auch eine größere Anzahl 
von Menschen auf die Problematik der 
Fnergieversorgung aufmerksam. 

11it dem Beginn der achtziger Jahre 
rde der Druck auf die Energieunter- 
imen immer stärker. Waldsterben 

„ ,¿I Gesund heitsschäden bei älteren 
Menschen und Kleinkindern wurden in 
der Hauptsache auf den Schadstoffaus- 
stoß der Großkraftwerke zurückgefü hrt. 

Filigehende Untersuchungen führten 
!U dem Ergebnis, daß das RWE zu 
größten Luftverschmutzern Euro- 
!U rechnen ist. Trotzdem versuchte 
Lssener Stromkonzern, den Einbau 

-I Schadstoff verringernden? Ent- 
iwefelungs- und Entstickungsanla- 
ri zu verschleppen und zu hintertrei- 
n. 
laneben geriet das Engagement des 
i/E im internationalen Atomgeschäft 
nehmend inden Mittelpunkt der Kritik. 

~ekannt l ich sind die Essener Stromun- 
ternehmen am gesamten Brennstoffge- 
schäft beteiligt, d.h., sie haben vom Ur- 
anabbau über Urananreicherung und 
Brennelementfertigung, über Bau und 
Betrieb der Atomkraftwerke sowie uber 
die Beteiligung amschnellen Brüterund 
an der Wiederaufbereitungsanlage in 
Wackersdorf jeweils ihre Finger im Spiel. 

Diese Fakten erscheinen vordem Hin- 
tergrund, daß die theoretische Tren- 
nung in einen zivilen und einen militäri- 
schen Teil der Atomkraft in der Praxis 
längst nicht mehr aufrecht zu erhalten 
ist, in einem neuen Licht: 

„Der Betriebeines'schnellen Brüters', 
einer Wiederaufbereitungsanlage und 
weitere Stationen des atomaren Brenn- 
stoffkreislaufes - z.B. auch die Nuklear- 
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betriebe in Hanau - stellen einige der 
technisch wichtigsten Einzelschritte 
zum überzeugenden Status eines 
'Schwellenlandes' dar; d.h. zu dem Zu- 
stand, der bei einem Nicht-Atomwaffen- 
Staat das Vorhandensein aller techni- 
schen Voraussetzungen für eine natio- 
nal unabhängige Atomwaffenherstel- 
lung bezeichnet. In diesem Zusammen- 
hang erhalten die genannten Anlagen in 
der Bundesrepubli k einen neuen 
Aspekt, und angesichts aller Ungereimt- 
heiten (z.B. die Unwirtschaftlichkeit) ist 
zu fragen: wie lange kann man sich noch 
gegen den Verdacht wehren, daß die ge- 
nannten Anlagen vorrangig einer ent- 
scheidenden Verbesserung der grund- 
sätzlichen technischen Voraussetzun- 
gen für eine zukünftige nationale Atom- 
waffenherstellung der Bundesrepublik 
zu dienen haben?" 

Diese Feststellung wurde im Februar 
1985 in Essen zum Abschluß des mehrtä- 
gigen Kongresses „RWEAngeklagt"von 
einer internationalen Jury getroffen. 

Diese Veranstaltung zählt zugleich zu 
den Höhepunkten des Widerstandes ge- 
gen die Politik des RWE seit Beginn der 
80er Jahre, da es erstmals gelang, ver- 
schiedene Protestbewegungen gegen 
die Auswirkungen der RWE-Politik zu 
vereinen. 

Initiativen gegen den Braunkohleab- 
bau durch die RWE-Tochter Rhein- 
Braun im Rheinischen Revier, gegen die 
zunehmende Umweltverschmutzung 
durch RWE-Kraftwerke, gegen den Ar- 
beitsplatzabbau im Steinkohlenbergbau 
durch den Zubau vor allem von RWE- 
Atomkraftwerken oder auch Interessen- 
gruppen gegen die weitere Nutzung der 
Atomenergie, schlossen sich nach dem 
Kongreß „RWE Angeklagt'' zu einer kon- 
t inuierlich arbeitenden Arbeitsgemein- 
schaft unter dem Namen „RWE Koordi- 
nation" zusammen. Erst der Zusam- 
menschluß unterschiedlicher Protest- 

bewegungen und Einzelpersonen auch 
unterschiedlicher politischer Herkunft 
macht eine erfolgreiche Bekämpfung 
umwelt- und menschenverachtender 
Politik überhaupt möglich. 

Diese vielfältigen Aktivitäten haben 
bereits sichtbare Spuren hinterlassen: 
Die RWE-Politik kann nicht länger ohne 
das kritische Augeeiner aufmerksam ge- 
machten Öffentlichkeit vollzogen wer- 
den. 

Selbst in den RWE-eigenen' Reihen 
wächst das Unbehagen gegen eine zu- 
kunftslose Geschäftspolitik. Im Verband 
der kommunalen Aktionäre im RWE 
(VKA) häufen sich nach Jahren des 
Dornröschenschlafes die kritischen Fra- 
gen an den RWE-Vorstand und den 
RWE-Aufsichtsrat. Sogar Forderungen 
nach dem „Ausstieg aus der Atomkraft" 
sind bereits aus den Verlautbarungen 
von Mitgliedern dieses Gremiums zu 
entnehmen. So manchem Kommunal- 
vertreter ist durch Bürgeranträge und 
öffentliche Diskussionen Zweifel an der 
Identität der Interessen von RWE und 
Kommunen gekommen. Mit der Ruhe ist 
es vorbei. 

Trotzdem: Es wird noch eines langen 
Atems bedürfen, um die Weichen in 
Richtung einer umwelt- und sozialver- 
träglichen Energiepolitik zu stellen. 
Denn die rationelle Energieausnutzung, 
die bedarfsgerechte Nutzung und das 
Einsparen von Energiestehen konträrzu 
den Interessen des RWE. 

Mit dieser Broschüre anläßlich der 
Jahreshauptversammlung 1987 der 
RWE AG will die „RWE-Koordination" 
einen kleinen Beitrag dazu leisten, sich 
noch stärker als bislang mit dem Unter- 
nehmen und den Auswirkungen seiner 
Politik auseinanderzusetzen, um damit 
die notwendige Weichenstellung einzu- 
leiten. 
Frank Möller 1 Rainer Osnowski 
Köln, im Februar 1987 
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RWE - ein Riese im Absahnen 
Trotz Mitleid erweckender Schlagzeilen wie „RWE muß Dividende zusammenkrat- 
zen" gehört der RWE-Konzern zu den kapitalstärksten und profitabelsten Unterneh- 
men der Bundesrepublik und verharrt mit 28,8 Mrd. DM Umsatz sicher auf Platz Neun 
der Rangliste. Laut Geschäftsbericht 1985186 konnte die RWE AG ihren Umsatz auf 
15,9 Mrd. DM steigern. Das ist immerhin eine Wachstumsrate von 6 %. 

Der ausgewieseneGewinn (Jahresüber- 
schuß) bei der AG stieg zwar nur leicht 
auf 360,7 Mio. DM an - 1,3 Mio. DM mehr 
als im Vorjahr. Der bereinigte Konzern- 
gewinn blieb mit dem geringfügigen An- 
stieg von 485,2 auf 485,4 Mio. DM nahezu 
konstant. Dabei ist der Jahresüberschuß 
im Konzern mit 7 O/O Zuwachs gegenüber 
dem Vorjahr von insgesamt 715,O Mio. 
DM auf 764,5 Mio. DM gestiegen, wobei 
der Gewinnvortrag aus 1985 mit 181,9 
Mio. DM allerdings höher als im Vorjahr 
(1 13,1 Mio. DM) lag. Der konzernfrem- 
den Gesellschaften zustehende Gewinn 
stieg von 151,2 Mio. DM auf 158,l Mio. 
DM, und der auf konzernfremde Gesell- 
schaften entfallendeVerlust vergrößerte 
sich von 24,O Mio. auf 24,9 Mio. DM. 

In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß bei der RWE AG die 
Aufwendungen aus Verlustübernahme 
von 54,5 Mio. DM auf 31,7 Mio. DM ge- 
sunken sind. Allerdings hat RWE auch 
seinen Anteil an der Deutschen Gesell- 
schaft zur Wiederaufbereitung von 
Kernbrennstoffen GmbH (DWK) von 31 
O/O auf 25 O/O vermindert. Die DWK ist nach 
wie vor Hauptverursacher dieser Verlu- 
ste. 

Steigende Erlöse bei 
sinkendem Absatz 

. Beim Stromverkauf konnten die Essener 
den leichten Anstieg der letzten zwei 
Jahre nicht fortsetzen. Mit 123,3 Mrd. 
kWh blieb die Gesamtabgabe 2,1 O/O unter 
dem Niveau des Vorjahres. Als Ursache 
gibt RWE den „erwarteten weiteren 
Rückgang unserer Verbundlieferungen 
infolge planmäßig ausgelaufener Grund- 
last-Lieferungsverträge" an. Im Klartext 
heißt das, die Inbetriebnahme vom 
Atomkraftwerk Philippsburg-2, daszu je 

50 O/O der Badenwerk AG und der Ener- 
gie-Versorgung-Schaben-AG gehört, 
hat sich voll zu Lasten des RWE ausge- 
wirkt. Und im ersten Halbjahr 1986/87 ist 
der Stromabsatz mit 6,2 O/O weiter deut- 
lich zurückgegangen. Durch die 1985' 
genehmigte Strompreiserhöhung für 
Tarifkunden von 6 O/O und die Preisanhe- 
bung für Vertragskunden um rd. 8 O/O 

kon,nten dennoch die Erlöse gesteigert 
werden. 

RWE kündigt verklausuliert „vorüber- 
gehende Beschäftigungsschwankun- 
gen im Einsatz der einzelnen Energieträ- 
ger" an. Damit ist die Braunkohle ge- 
meint, denn der Atomstromanteil beim 
RWE steigt seit Jahren an. Wenn das 
AKW Mülheim-Kärlich tatsächlich ans 
Netz geht und der Stromabsatz weiter 
stagniert oder sogar sinkt, hat die Atom- 
kraft am Stromaufkommen über 30 % 
Anteil und verdrängt die Braunkohle. 

Daneben besitzt RWE noch einen Rie- 
senspielraum bei der Bewertung von 
Wertberichtigungen und Abschreibun- 
gen, so daß Gewinne nicht zu hoch be- 
steuert werden. Dazu tragen auch die 
Konzessionsabgaben an die Kommunen 
bei, die inzwischen schon 405,8 Mio. DM 
pro Jahr betragen. 

Die Lüge vom teuren 
Umweltschutz 
Umweltschutz ist teuer. Wer's nicht 
glaubt, sollte sich mal seine Stromrech- 
nung ansehen. Oder in den RWE-Ge- 
schäftsberichten den Abschnitt über 
Strompreise lesen. Das RWE behauptet 
darin, daß die letzten Strompreiserhö- 
hungen auf ,,die hohen Kosten,d-ie aus 
den Umweltschutzmaßnahmen resultie- 
ren" zurückzuführen seien. 1985 habe 
die nordrhein-westfälische Stromprei- 



behörde die Erhöhung der Strompreise 
für Tarifkunden um 6 O/O ,,unterausdrück- 
licher Anerkennung der Kosten für Um- 
weltschutzmaßnahmenii genehmigt. 
1986 beantragte RWE für Tarifkunden 
erneut eine Strompreis-Anhebung von 
4,9 O/O, bekam aber nur 2,6 O/O genehmigt. 
Gegen diese „nicht gerechtfertigte Kür- 
zung" aus Sicht des RWE wurde natür- 
lich geklagt. Auch die Sondervertrags- 
kunden sollten 5 O/O mehr berappen. Die 
Erhöhung - die inzwischen als „Umwelt- 
schutzkosten-Aufschlag" auf der Strom- 
rechnung gesondert ausgewiesen wird - 
blieb jedoch bei 3,7 %. 

Aber Vorsicht: hier wird gemogelt. 
Denn bisher hat RWE in 27 - in Worten 
siebenundzwanzig - Geschäftsjahren 
höchstens dreieinhalb Milliarden DM für 
den Umweltschutz ausgegeben. Dabei 
ist nach dem Inkrafttreten der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung im Jahre 
1983 auch noch ein Boom zu verzeich- 
nen. Denn bis zu diesem Zeitpunkt be- 
trug diesummealler Umweltcchutzinve- 
stitionen des RWE gerade schlappe 500 
Mio. DM. Nun mußte der Vorstand zwi- 
schen dem Bau neuer Kraftwerke und 
der „Nachrüstung" der RWE-Dreck- 
schleudern mit Rauchgasentschwefe- 
lungs- und -entstickungsanlagen wäh- 
len. Die Chance, das RWEalsden größten 
Umweltschützer im ganzen Land darzu- 
stellen, ließen sich die Essener Strom- 
päpste natürlich nicht entgehen. Zu- 
nächst verpulverte RWEzweistellige Mil- 
lionenbeträge in die preisgekrönte (!) 
Anzeigenkampagne „RWE Umweltbi- 
lanzi'. Der erstaunten Offentlichkeit wu- 
de in ljald 30 Annoncen-Folgen ver- 
klickert, daß RWE für das Waldsterben 
natürlich nicht verantwortlich ist, daß 
Umweltschutzkosten den Strompreis in 
die Höhe treiben, keine neuen Arbeit- 
splätze schaffen und andere Propagan- 
damärchen der gleichen Güte. 

0hneUmweltschutz 
weniger Investitionen 
Im Essener „Wattikan" war man wegen 
der neuen Bonner Umweltgesetze leicht 

säuerlich. Aber die Vorstandsetage 
machte aus der Not eine Tugend. Wenn 
der Stromabsatz stagniert und auch 
nach der Bonner Wende kein Wirt- 
s cha f t ~wu~de r  kommen will, muß der 
Umweltschutz eben einspringen, damit 
der Rubel rollt. Und das RWE-Nachrü- 
stungsprogramm kann sich sehen las- 
sen: In 9.300 MW RWE-Braunkohlekraft- 
werke weden 37 Rauchgasentschwefe- 
lungsanlagen (REA) gebaut. Und weite- 
re vier REA's kommen in die Steinkohle- 
kraftwerke Ibbenbühren, Voerde und 
Ensdorf. Der ganze Spaß soll über 5 Mil- 
liarden DM kosten. Außerdem bezieht 
RWE noch Strom aus Steinkohlekraft- 
werken der STEAG und der VEBA Kraft- 
werke Ruhr. Hier werden weitere 1,1 
Mrd. DM verbaut. Und anschließend so- 
len die Stickoxide langsam vermindert 
werden. Das kostet dann wieder ein paar 
Milliarden. 

Laut Einkommenssteuergesetz dür- 
fen auf Umweltschutzinvestitionen Son- 
derabschreibungen vorgenommen wer- 
den. Das treibt dieStrompreise in derTat 
in die Höhe, weil die gesamte Kraft- 
werksnachrüstung in nurfünf Jahrenals 
Kosten verbucht werden können. Aber 
RWE will nach eigenem Bekunden an- 
ders verfahren und die 5 Mrd. DM ohne 
Ausnutzung von Sonderabschrei bun- 
gen über zehn Jahre abschreiben. Somit 
können bis Mitte der 90er Jahre höch- 
stens rd. 500 Mrd. DM jährlich auf Uw- 
weltschutzinvestitionen verbucht wer- 
den. Tatsächlich kostenwirksam waren 
im vergangenen Geschäftsjahr lediglich 
entsprechende Sonderabschreibungen 
in Höhe von 458,7 Mio. DM. 

Uber die Betriebskosten dieser Anla- 
gen kann bisher nur spekuliert werden, 
denn sie fallen jaerst nach Inbetriebnah- 
mean,unddasistvorMitte1987nichtder 
Fall. Soweit zum Einfluß der Umwelt- 
schutzmaßnahmen auf den RWE- 
Strompreis. 

Das atomare Massengrab 
Für die letzten Strompreiserhöhungen 
waren ganz andere RWE-Aktivitäten als 
die auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
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ursächlich. Der Geschäftsbericht giP+ 
. uns eher beiläufig den Hinweis, daß „e 

hebliche Kostensteigerungen bei neu€ 
Kraftwerks- und Netzanlagen" angefa 
len sind. Aber daß es sich dabei Urri 

Atomkraftwerke und Hochspannungs- 
leitungen für Atomstrom handelt, wird 
bewußt verschwiegen. Die folgende Ge- 
genrechnung verdeutlicht jedermann/ 
frau, welche Dimensionen die RWE-Atom- 
aktivitäten haben. In den letzten drei 
Jahrzehnten hat das RWE den Auf- und 
Ausbau der bundesdeutschen Atomir 
dustrie maßgeblich mitbestimmt ur 
bisher über 30 Mrd. DM in das Atomgc 
schäft investiert. Die wichtigsten Koste 
sind in der Tabelle aufgelistet. 

Atom-Investitionen und andere ni 
kleare Aufwendungen des RWE (in Mrl 
DM) 
Kahl, Grundremmingen A und 
Biblis A und B 4,5 
Abschreibungen auf 
Kern brennelemente 1 2  
Rückstellungen im 
Kernenergiebereich 

Aber wir doch nidit . . .' 
I 

schnel ler-~rüter Kalkar 6,s 
'E-Anteil Super-Phenix 1,o 
.finanzierung Mülheim-Kärlich 
i Grundremmingen B'U. C 2,4 

. -2htraten für diese AKW- 
Blöcke bisher 4,9 
Objektfinanzierung dieser 
AKW-Blöcke 9 2  
sonstige nukleare Aufwendungen , 1,O 
darunter 41 0 Mio. Verluste der 
DWK) 
Summe - 33,6 
AG Atomindustrie, Berlin. 

3b1 1 
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)ie nuklearen Investitionen und Auf- 
idungen betragen bisher das 10-fa- 
? der lnvestitionskosten für Umwelt- 
iutz. Selbst unter Einbezug aller 
2hrüstungsinvestitionen biszum Jahr 
18 sind rd. 6 Mrd. Umweltschutzinve- 
ionen nicht einmal 1/5der Nuklearin- 

„,titionen. Dabei verfügt RWE nur über 
rd. 5.500 MW Atomkraftwerksleistung, 
gegenüber mehr als 15.500 MW Braun- 
und Steinkohlekraftwerke. 

4uch der Vergleich der Abschreibun- 
i und sonstigen Betriebskosten zeigt, 



daß die ~mweltschutzmaßnahmen weit 
weniger auf den Strompreis drücken, als 
die nuklearen Aktivitäten des RWE. Be- 
reitsdie Pachtratenfürdie leasing-finan- 
zierten Atomkraftwerke Mülheim-Kär- 
lich und Gundremmingen B und C sind 
mit jährlich mehr als 2 Mrd. DM vier mal 
höher, als die kostenwirksamen Ab- 
schreibungen aller Umweltschutzein- 
richtungen. Die Legende vom teuren 
Umweltschutz ist also ein Märchen, um 
vom Milliardengrab Atomstrom abzu- 
lenken. 

Steuern - in wessen 
Kasse? 

Wenn die Geschäfte des RWE blühen 
und gedeihen, dann glaubt man/frau an 
ein stärkeres Klingeln in der Staatskas- 
se. Aber weit gefehlt! RWE bringt es seit 
Jahren fertig, trotz Wachstum bei Um- 
satz und Erträgen immer weniger Steu- 
ern zu zahlen. Die Entwicklung beim Po- 
sten ,,Steuern vom Einkommen, vom 
Ertrag und vom Vermögen" sowie ,,Son- 
stige Steuern" in den letzten Geschäfts- 
jahren der RWE AG spricht Bände: 

380,9 Mio. DM 
366,8 Mio. DM 
526,4 Mio. DM 
772,O Mio. DM 

Statt 772 Mio. DM wie vor vier Jahren 
führt die RWE AG seit zwei Jahren nicht 
einmal mehr die Hälfte dieses Betrages 
an die Staatskasse ab. Diese Entwick- 
lung sollte nicht nur die kritischen Aktio- 
näre, sondern auch die Politiker aller 
Farbschattierungen aufhorchen lassen. 
Was ist das für ein Absahnmodell, mit 
dem RWE bei steigendem Umsatz und 
stabilem Gewinn immer weniger Steu- 
ern zahlt? 

Die RWE-Steuer- 
minderungsstrategie 
Im Prinzip istes rechteinfach, alsführen- 
des Großunternehmen den Staat aufs 
Kreuz zu legen. Die RWE-Steuerminde- 
rungsstrategie besteht aus folgenden 
Bausteinen: 

1. Kosten, die dem Unternehmen ei- 
gentlich nicht entstanden sind. Darunter 
sind vor allem Abschreibungen auf 
staatlich gewährte lnvestitionszulagen 
zu verstehen -von 1,4 Mio. auf 74,7 Mio. 
DM angestiegen - aber auch „erhöhte 
Abschreibungen für Umweltschutzmaß- 
nahmen" -von 103,4 Mio. auf 458,7 Mio. 
DM angestiegen. 

2. Pachtraten für ,,Leasing"-Kraftwer- 
ke. Das RWE zahlt Leasingraten für 
Atomkraftwerke, die teils gar nicht in 
Betrieb sind oder waren. Somit erfolgen- 
den Aufwendungen für Strom, denen 
keine oder nur geringe Stromlieferun- 
gen gegenüberstehen. Zum Beispiel hat 
RWE für das immer noch nicht abge- 
nommene AKW Mülheim-Kärlich, das 
zudem wegen der fehlenden Kühlturm- 
Genehmigung seit Oktober 1986 abge- 
schaltet ist, von 1981 bis zum 30.6.86 
insgesamt rd. 1,9 Mrd. DM gezahlt. Die 
Jahresrate im vergangenen Geschäfts- 
jahr betrug 835,9 Mio. DM obwohl der 
Reaktor bis Ende Mai 86 noch keinen 
Strom geliefert hatte. Inzwischen sind 
weitere acht Monate vergangen und 
RWE hat nochmals über 500 Mio. DM an 
die Eigentümerin des Reaktors gezahlt. 

3. Verluste von RWE-Tochter und Be- 



teilungsgesellschaften: Hier ist der 
RWE-Anteil an der DWK (1986 von 31 O/O 

auf 25 O/O gesenkt), die den Atommüll in 
der Bundesrepublik wiederaufarbeiten 
und lagern will seit Jahren der Hauptpo- 
sten. Seit Gründung der DWK im Jahr 
1977 hat RWE insgesamt über 410 Mio. 
DM Verluste übernommen. 

4. Kredite von ~ochterunternehmen: 
Das RWE hat z.B. im Geschäftsjahr 19831 
84 kräftig die „Liquiditätu der Tochter 
Rheinbraun abgeschöpft und die „Ver- 

bindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen" von 856,7 Mio. auf 
1.589,5 Mio. DM, also fast um das Dop- 
pelte aufgestockt. In den letzten beiden 
Geschäftsjahren ging dieser Posten nur 
leicht auf 1.547,2 bzw. 1.340,3 Mio. DM 
zurück. Durch diese Transaktion mußte 
RWE für Rheinbraun wesentlich weniger 
Steuern zahlen. 
AG Atomindustrie, Berlin. 

Zeugnisse des 
Größenwahns 

aus den R WE-Geschäftsberichten der letzten 

10 Jahre 
Wenn sie (die Vorstände des RWE) ge- 
durft hätten, wie siegewollt haben, dann 
wäre heute die Bundesrepublik um 9 
Atomkraftblöcke „reicheru, das RWE 
bzw. seine Stromkunden, die es ja letzt- 
lich bezahlen müssen, um30-40Mrd. DM 
ärmer. Zu dumm, daß völlig ,,inkompe- 
tente" Bürger und Gerichte diese Ent- 
wicklung verhindert haben, die der 
RWE-Vorstand in seiner allmächtigen 
Weisheit beschlossen hatte: 

So liest sich das Bauprogramm für 
Kraftwerksanlagen aus dem Geschäfts- 
bericht 76/77: 

Biblis C beantragt 1.300 MW 
Gründung der Kernkraftwerke 
RWE Pfalzwerke für den Bau von 
Neupotz Kaufabsichtserklärung 
aufgegeben 2 x  1.300 MW 
Antrag nach 5 7 AtomGesetz auf 
Errichtung eines Kernkraft- 
werkes in Vahnum 2 X 1.300 MW 
Schaffung der technischen und 
vertraglichen Voraussetzungen 
für Bau eines Kernkraftwerkes 
in Remerschen/Luxemburg 
(RWE: 50 %) 
Absicht, zusammen mit LEW, ein 
Kernkraftwerk in Rehling (RWE: 
75%) zu bauen 1.300 M' 

Sicherung weiterer Kernkraft- 
werksleistung mit Kernkraftwerk 
Kaiseraugst (Schweiz) 1.300 MW 

Antrag zur Erstellung eines 
genehmigungsfähigen Anlagen- 
konzepts für den SNR 2 
(Na.chfolgeprojekt für ~ a l k a r j  

1.300 MW 

Summe: 11.700 MW 
Situation 1986: Erstmalig wird die 

Braunkohle deutlich zurückgefahren 
wegen der bereits jetzt bestehenden 
deutlichen Uberkapazität an Kernkraft- 
werken, wobei Mül heim-Kärlich noch 
gar nicht voll am Netz ist. 

Rechnet man den heute üblichen 
Standardpreis von 4-5 Mrd. DM pro 1.300 
MW-Block, wobei Gott allein weiß, was 
der SNR2 je gekostet hätte, kommt man 
auf die Größenordnung von 30-40 Mrd. 
DM, die der RWE-Vorstand in den Sand 
gesetzt hätte. Allein die Finanzierungs- 
kosten hierfür würden jährlich rd. 3 Mrd. 
DM betragen. Eigentlich wäre es völlig 
gerechtfertigt, wenn das RWE diese 
Summe an diejenigen überweist, die da- 
mals den Bau dieser Atomkraftwerke 
.---hindert haben. Vor, allem, wenn man 

denkt, mit welcher Brutalität das RWE 
ver  

W bec 



versucht hat, die Kläger gegen diese 
Kraftwerksprojekte finanziell zu ruinie- 
ren, indem sie schwindelerregende 
Streitwerte beantragte und meistens 
auch durchsetzte. Viele Kläger sind so 
massiv ruiniert worden, während jedes 
RWE-Vorstandsmitglied trotz dieser 
massiven Fehlentscheidungen sein Jah- 
resgehalt von einer halben Million DM 
weiter bezog. 

Hier noch einige weitere Belege der 
„Kompetenz6' des RWE-Vorstandes, ge- 
sammelt aus den verschiedenen Ge- 
schäftsberichten: 

„Außer der Kernenergie gibt es in den 
vor uns liegenden Jahren keine andere 
Primärenergie, die den zu erwartenden 
Mehrbedarf voll decken könnte." (Ge- 
schäftsberic ht 75/76) 

„Steinkohle und Braunkohle werden 
nicht ausreichen, den weiter steigenden 
Strombedarf zu decken. Wir sind daher 
auf den Einsatz der Kernenergie ange- 
wiesen." 

„Für die Deckung unseres Grundlast- 
strombedarfs kommt der langfristigen 
Aufrechterhaltung der Braunkohlenför- 
derung große Bedeutung zu." (Ge- 
schäftsbericht 79/80, der Anfang 1981, 
also nach der zweiten Ölpreiskrise, vor- 
gelegt wurde.) 

„An die Rechtsprechung richtet sich 
unsere Bitte, starker als bisher den 
Grundsatz der richterlichen Zurückhal- 

I, LU „„„;en und die technischen 
Vorgaben durch Sachverständige weit- 
gehend zuakzeptieren". (Geschäftsbe- 
richt 79/80). 

„Der Ausbau der Kernenergie zur 
Grundlaststromerzeugung ist über dies 
eine entscheidende Voraussetzung für 
den Einsatz von heimischer Braunkohle 
zur Verdrängung von Erdöl". (Ge- 
schäftsbericht 80181. 

„Soll der Ausbau der Kernenergie 
nicht noch weiter hinterden energiepoli- 
tischen Notwendigkeiten zurückblei- 
ben, ist es erforderlich, die bisher zu 
umständlichen und zeitaufwendigen 
Genehmigungsverfahren für Kernkraft- 
werke zu kürzen und zu straffen ..." (Ge- 
schäftsbericht 80/81) 

„Die Erzeugung von Grundlaststrom 
auf der Basis von Braunkohle wird auch 
in Zukunft eine wichtige Rolle spielen, 
hier wird allerdings nicht mehrnennens- 
wert zunehmen. Nur um das Defizit in der 
Grundlast, das bei einem Bedarfszu- 
wachs weiter ansteigen wird, auszuglei- 
chen, ist es erforderlich, die in Bau be- 
findlichen Kernkraftwerksprojekte zü- 
gig abzuwickeln, sowie die Planungs- 
und Errichtungszeiten für Neubauten 
abzukürzen." (Geschäftsbericht 81/82). 

Wie lange kann sich ein Unternehmen 
wie das RWE noch solche Vorstände lei- 
sten? 
Tamara Willmann, Essen 



WAA - Weg in den 
Plutoniumstaat 
RWE mit 25 Prozent dabei 

Im bayrischen Wackersdorf soll gegen 
den Widerstand der Bevölkerung dieer- 
ste „kommerzielle" Wiederaufberei- 
tungsanlage (WAA) der Bundesrepublik 
Ueuschland gebaut werden. Uas HWE ist 
über seine 25-%-Beteiligung an der 
Deutschen Gesellschaft für Wiederauf- 
arbeitung von Kernbrennstoffen mbH 
(DWK) mit dabei. Die WAA-Wackersdorf 
soll nach den Plänen der Atomkraft- 
werksbetreiber und der Reaktorindu- 
strie das Herzstück der zukünftigen Plu- 
toniumwirtschaft werden. 

Wiederauf bereitung: 
Gefährlicher als jedes 
AKW 

schon öfter gebrannt hat. 
Die Abgabe aus dem Hauptprozeßge- 

baude mussen durch eine hochkompli- 
zierte Filteranlage (sieheschema unten) 
gereinigt werden. Trotzdem würden aus 
der WAA schon im Normalbetrieb mehr 
radioaktive Stoffe in die Umwelt gelan- 
gen, als aus einem Atomkraftwerk, von 
einem Ausfall eines dieser Filter, deren 
Technik sich noch in der Erprobungs- 
phase befindet, ganz zu schweigen. Im 
lnneren der Anlage würdesich nach eini- 
gen Betriebsjahren die Radioaktivität 
mehrerer hundert explodierter Hiroshi- 
ma-Bomben angesammelt haben, deren 
Freisetzung durch einen Unfall oder Sa- 
botage katastrophale Folgen für unser 
Land und Europa haben würde. 

In der Anlage sollen jährlich 350 t abge- Pl~fonium f 1000 
brannter Kernbrennstoff aus Leichtwas- Bomben jährlich 
ser- und Brutreaktoren wiederaufgear- 

i te Be 
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beitet werden. Durch das sogenanr 
PUREX-Verfahren, ursprünglich zur C-  
winnung von Waffenplutonium ent- 
wickelt, soll ausdenangelieferten, abge- 
brannten Brennelementen aus Leicht- 
wasserreaktoren nicht verbrauchtes Ur- 
an und Plutonium für den Wiedereinsatz 
in Reaktoren gewonnen werden. Die 
Brennelemente werden dabei zerklei- 
nert und in heißer Salpetersäure aufge- 
löst, Uran, Plutonium und Reststoffe in 
mehrstufigen chemischen Verfahren 
voneinandergetrennt. Dies kann,wegen 
der hohen Radioaktivität der Elemente 
und der Giftigkeit der dabei gehandhab- 
ten Substanzen, nur in völlig abge- 
schlossenen Zellen ferngesteuert ge- 
schehen. Wegen der Reaktionsfähigkeit 
eines Teils der Chemikalien mit der Luft 
muß im lnneren der ZelleeineSchutzgas- 
atmosphäre aufrecht erhalten werden, 
wie beim schnellen Brüter in Kalkar, wo 
es, obwohl er noch nicht in Betrieb 

triebserfahrungen mit Wiederaufbe- 
. ,.tungsanlagen aus dem Ausland be- 
stätigen, daß diese Technologie nicht 
beherrschbar ist. Mehrere kommerzielle 
WAA's in den USA, in Japan und Belgien 
mußten nach schweren Unfällen ge- 
schlossen werden. Die Anlagen in La 
Hague (Frankreich) und Sellafield 
(Großbritannien) verseuchen beson- 
ders nach Störfällen Arbeiterund Umge- 
bung. Auch in der Forschungsanlage 
Karsruhe ereigneten sich schon mehre- 
re Unfälle und Brände. 

Militärische Anlagen, natürlich auch 
nicht von Störfällen verschont, verarbei- 
ten Brennelemente mit geringeren Ab- 
brandraten und geringerer Radioaktivi- 
tät und sind daher, obwohl immer noch 
brisant genug, bei weitem nicht mit dem 
Gefährdungspotential der geplanten 
WAA-Wackersdorf zu vergleichen. Jähr- 
lich sollen Ca. 4.000 kg Plutoniumdurch- 

setzt werden. Die Anhäufung von 4-6 



kg Plutoi IIUIII reicht füreine A ~ O ~ U U I I I U ~ :  
aus, so daß in Wackersdorf jährlich das 
Material für Ca. 2.000 Bomben durchge- 
setzt wird. Bereits die bei großtechni- 
schen chemischen Prozessen üblichen 
Meßungenauigkeiten von Ca. 0,5 O/O ent- 

.spricht damit 5 Atombomben. Bei un- 
kontrollierter Anhäufung der kritischen 
Masse von 4-6 kg Plutonium besteht die 
Möglichkeit einer atomaren Explosion. 

Notwendigkeit von 
Entlagerung wird nicht 
verringert 
Uberhaupt verringert sich durch diewie- 
deraufarbeitung der entzulagernde 
Atommüll nicht. Außer den hochaktiven 
Abbrandstoffen müssen nun zusätzlich 
riesige Mengen schwach- und mittelak- 
tiv gewordener Chemikalien, kontami- 
nierte Maschinen- und Anlagenteile, so- 
wie Verpackungen entgelagert werden. 
Die Notwendigkeit der Endlagerung be- 
steht unvermindert weiter. 

Wäre die Plutoniumwirtschafterstein- 
mal voll auf Touren gekommen, würden 
jedes Jahr hunderte von Tonnen strah- 
lender, heißer Brennelemente kreuz und 
quer durch unser Land gefahren. Ge- 
ringste Lecks der Transportbehälter 
würden radioaktive Verseuchung längs 
der Verkehrswege hinterlassen. 

Unvermeidliche 
Kostenexplosion 
Nicht nur unter ökologischen, auch un- 
ter ökonomischen Gesichtspunkten ist 
der Bau der Anlage nicht zu verantwor- 
ten. Die Plutoniumtechnologie führt bei 
Versagen zu unermeßlic'hen Katastro- 
phen, die um jeden Preis ausgeschlos- 
sen werden müssen. Da immer neues 
Störpotential erkannt wird, führt zuneh- 
mendes Wissen zwangsläufig zu explo- 
dierenden Kosten. Wer die Kostenexplo- 
sion des Schnellen Brüters in Kalkar 
kennt, kann sich vorstellen, daß der 
Baukostenvoranschlag für die WAA von 
10 Milliarden DM nicht eingehalten wird. 
Der irgendwann anstehende Abriß ist 

kostenmäßig überhaupt noch nicht kal- 
kulierbar. 

Und schließlich: Da Atomkraftwerke 
überhaupt und die WAA im Besonderen 
vor Sabotage und Diebstahl geschützt 
weden müssen, wären Atomarbeiter, de- 
ren Angehörige, Anwohner sowie Vor- 
beireisende einer beispiellosen Bespit- 
zelung ausgesetzt, die jeder Verfas- 
sungsmäßigkeit Hohn spricht. 

F'CU* 

Zusammensetzung abgebrannter 
Kernbrennelemente 

Aus ökologischen und demokrati- 
schen Gründen ist der geplante Bau der 
WAA und der Einstieg in die Plutonium- 
wirtschaft nicht zu verantworten, auch 
wirtschaftlich ist es unsinnig, aber: 

Mit der WAA-Wackersdorf wäre die 
Bundespublik in der Lage, nach dem 
Auslaufen des Atomwaffensperrvertra- 
ges 1995, Atomwaffenmaterial herzu- 
stellen. Das RWE wäre dann mit seiner 
Beteiligung an DWK, NUKEM, STEAG 
und SBK mit dabei. 
Wolfgang Kühr, ~ s s e n  



Mit fast 20 Atomanlagen in und um Ha- eine erhebliche Umweltbelastung der 

nau ist dies die größte Zusammenbal- Region durch radioaktive Stoffe. Über 

lung der Atomindustrie in Europa. Das die Schornsteine oder über das Abwas- 
ser entweichen ständig vorwiegend die 

RWE ist mit 45 'I0 an NUKEM alphastrahlenden Isotope der Elemente 
Radon, Thorium, Uran, Plutonium und Aufgaben der Hanauer Atombetriebe: Americum und gefährden die Men- 

NUKEM: schen, die sie einatmen oder mit der 
Brennelementherstellung aus hoch- Nahrung zu sich nehmen. 

angereicherten (bombenfähigen) Uran Nachfolgend eine Auswahl von Stör- 
Lagerung Von hochangereichertem fällen der letzten Jahre. 

Uran 21.1.1986: Im Kanalsystem der Degus- 
Handel mit Uran und Plutonium sa-Niederlassung in Hanau-Wolfgang 
Darüber hinaus hat NUKEM noch di- wird radioaktiv verunreinigter schlamm 

rekte oder indirekte Beteiligungen an 28 entdeckt. ~i~ Kontamination des 
Atomfirmen im In- und Ausland. Mitglie- Schlamms ist auf eine Reinigungsaktion 
der des NUKEM Aufsichtsrats sind u.a. in den ~ ~ ~ ~ ~ - ~ e t r i e b s a n l a g e n  (NU- 
Wolfgang Ziemann und Franz Josef KEM-alt), die sich auf dem Degussa- 
Spalthoff. Aufsichtsratsvorsitzender ist werksgelände befinde, zurücl<zuführe,-,. 
Werner Rinke. Die Stadt Hanau wird erst durch den 
Die wichtigsten NUKEM-Töchter: FR-Bericht von 22.2.1986 davon infor- 
ALKEM miert. 

Verarbeitung von Plutonium zu Brenn- 12.6.1986: 1,5 kg Uran in Form von 
elementen Tabletten und Bruchstücken werden in 

Lagerung von 460 kg Plutonium. Wall- einem Staubsaugerbeutel bei der Fa. 
mann plant eine Erhöhung auf 2,5 t. (Für RBU in Hanau gefunden. Angeblich soll 
den Bau einer Plutoniumbombewerden dieses Uran aus dem RBU-Werk 2 in 
6 kg gebraucht). Karlstein (Bayern) stammen. Die Bild- 
RBU zeitung weiß am 14.6.86 zu berichten: 

Herstellung der Brennelemente für „Atompillen im Müll gefunden". RBU 
Leistungs-AKW's teilt diesen Vorfall der Staatsanwalt- 
@ Lagerung großer Mengen von Uran in schaft, der Kriminalpolizei und der Pres- 
verschiedenen Formen z.T. unter freiem se mit, ,,weil wir angesichts der hohen 
Himmel. Sensibilisierung der Bevölkerung in der- 

Ihre Produkte erhalten auch einige artigen Fragen für offene Informations- 
Nichtunterzeichner des Atomwaffen- politik sind." 
Sperr~ertrage~, z.B.: Indien, Südkorea, 4.9.86: Der Hessiche Minister für Wirt- 
Argentinien und Brasilien. schaft und Technik ermahnt in seiner 
HOBEG ,Stillegungsdrohung" die Fa. RBU, daß 

Herstellung kugelförmiger Brenne ;ie noch immer nicht das Leck im Kühl- 
mente für den THTR Hamm Uentrop. ;ystem der Fa. RBU geschlossen habe. 
NTL 3 wird bekannt, daß seit ca. 9. Monaten 

Durchführung von Atomtransporten täglich 6000 - 7000 Liter radioaktiv kon- 
aller Art in der BRD. taminiertes Kühlwasser ins Grundwas- 

Dicht wie ein Sieb? ser gelangen. Steger macht der Firma 
zur Auflage, daß das Kühlwasser nur ei- 

Die Atombetriebe inHanau verursachen ne Konzentration von 1 Becquerel pro 
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Liter (Bqll) enthalten dürfe. Bislal 
be die Firma 3.7 Bal l  abaeaeben. Hoch- ,,, ,. iwa~~brennerei'' 
rechnungen ergeben, däß-bis jetzt etwa Im September 86 stellt der Berliner 
1,s Millionen Literdieseskontaminierten Rechtsanwalt Geulen in einem Gutach- 
Kühlwassers in das Grundwasser abge- ten fest, daß für die Haunauer Atomfi r- 
geben wurden. Die rechtliche Genehmi- men NUKEM, ALKEM und RBU weder 
gung für dieses Einleiten wird von den eine atomrechtliche noch eine gewerbli- 
Grünen in Zweifel gezogen. rechtliche Genehmigung vorliegt. Eine 

Erlaubnis zum Lagern von Plutonium 
3'10m86: Bei Untersuchungen des oder zum Fertigen von Brennelementen Grundwassers entdeckten die Behör- gibt es Jahren nicht. 

den. daß die Konzentration bis zu 3 3  Die Errichtung der Fabriken bedurfte Bq/l erreicht. Möglicherweise sollen es zumindest einer Genehmigung nach § ''gar oder Bq radioaktive Belastung 16 der Gewerbeordnung. Keine der Fir- sein. Robotkameras im Abwassersystem men hat eine solche beantragt oder be- der RBU entdecken vermutlich Lecks. kommen. Alle Firmen besitzen lediglich Diese Lecks werden abgedichtet. Die eine Betriebsgenehmigung nach § Aufsichtsbehörde gibt jedoch zu erken- AtGs die ihrerseits den Besitz einer Er- nen. daß die Ursache der Kontamination richt;ngsgenehmigung voraussetzt. 
im Grundwasser noch nicht endgültig 
gefunden sei. Zweck dieser Praxis war, eine Beteili- 

gung der Offentlichkeit „unterallen Um- 
ständen" zu vermeiden, da um „den Be- 

Atomtransporte - VerSam stand der Firmen gefürchtet" wurde. 
Bei der ALKEM gibt es einen Bunker, 

gen fast die Regel in dem das Plutonium der Bundesregie- 
rung und das Pu der ALKEM unterge- 

Ebenso wie bei allen Atomanlagen wird 
auch bei den Atomtransporten von den 
Verantwortlichen immer wieder die Si- 
cherheit hervorgehoben. In einer vom 
Bundesministerium für Forschung und 
Technologie finanzierten Studie heißt 
es, daß „... Transporte den größten Bei- 
trag zum Gesamtrisiko Entsorgung lei- 
sten, ... den unfallfreien Betrieb einge- 
schlossen." 

Die Bevölkerung entlang der Trans- 
portstrecke werde nichtzu vernachlässi- 
gender Strahlung ausgesetzt. Auch die 
Sicherheit der von den TN mitentwickel- 
ten CASTOR-Behälter wird in Frage ge- 
stellt. Eine Gefährdung durch Material- 
fehler und falsche Handhabung der Be- 
hälter ist nicht auszuschließen. Eben- 
falls wird in der Studie ein Versagen der 
Behälter schon durch verhältnismäßig 
geringfügige Ausprallunfälle, durch 
Feuer oder auch bei Feuerausbruch 
nach Unfällen festgestellt. 

Insgesamt wird in dieser Studie bei 
über 300 von 430 „Belastungsfälleni' mit 
Gasundichtheit und anderen Schäden 
gerechnet. 

bracht sind. Beide Lager sind nur durch 
eine gelbe Linie voreinander getrennt. 
Hinzu kommen die im Bunker installier- 
ten Chemieanlagen zur Plutonium- 
wandlung sowie die von der RBU zur 
Verarbeitung von plutoniumhaltigen 
Brennelementen genutzten Räumlich- 
keiten. Diese Vielfalt und der inzwischen 
nicht mehr bestrittene ständige Aus- 
tausch von Plutonium der ALKEM und 
dem Bundeslager machen einigerma- 
ßen sichere Kontrollen der Einhaltung 
des Atomwaffensperrvertrages prak- 
tisch unmöglich. 

Die NUKEM und ihre Tochterfirmen 
sind durch ihre Monopolstellungen von 
entscheidender Bedeutung für das ge- 
samte Atomprogramm. 

Durch seine NUKEM-Beteiligungen 
hat der RWE-Konzern die Macht überdie 
entscheidenden Grundlagen zum Bau 
von Atomsprengsätzen: Rohmaterial, 
Wissen und Handhabungstechniken. 

Deshalb ist das Atomzentrum Hanau 
neben anderen Standorten auch einzen- 
traler Ansatzpunkt, um diesofortigestil- 
legung aller Atomanlagen in der BRD 
durchzusetzen, gegen die Ausbeutung 



der 3. Welt, gegen die schleichende ra- 
dioaktiveverseuchung der BRD, und ge- 
gen den weiteren Ausbau der Atomwaf-' 
fenarsenale sowie mögliche bundes- 
deutsche atomwaffen. 

Verstoß gegen 
UNO-Resolution 
Namibia ist größter Einzellieferant für 
das Uran, das in Hanau verarbeitet wird. 

Damit verstoßen alle genannten Fir- 
men eindeutig gegen die Resolution Nr 
283 vom 29.7.1970 des UN-Sicherheits- 
rates und gegen die Resolution Nr. 2280 
vom 7.1 2.1 967 der UNO-Generalver- 
sammlung. Diese Resolutionen untersa- 
gen die Zusammenarbeit mit Namibia, 
insbesondere auf Atom- und Rüstungs- 
wirtschaftlichen Gebieten, solange es 
von Südafrika besetzt gehalten wird. 

I Klaus Hagedorn, Kreisgruppe des 
BUND, Essen 

Bisher weitgehend unbeachtet: 

anlage Gronau 

Die UAA Gronau, in der seit dem Som- 
mer 1985 Uran angereichert wird, ist ein 
indirekter Tochterbetrieb der RWE. 

1970 beschlossen die Niederlande, 
Großbritannien und die BRD Uranan- 
reicherungsanlagen nach dem soge- 
nannten Zentrifugenverfahren gemein- 
sam zu errichten. Aus diesem Grund 
schlossen sich Unternehmen aus diesen 
Ländern zur Uran Ltd. zusammen. In der 
BRD ist die Urenco Deutschland Gesell- 
schafterin an der Urenco Ltd. (33 1/3 %). 
Die Geschäftsführung der Urenco 
Deutschland wird von der Uranit GmbH 
(Hauptsitz Jülich) betrieben. Im Namen 
der Urenco Deutschland betreibt die Ur- 
anit die UAA Gronau. Die Uranit ist zu 96 
O/O an der Urenco Deutschland beteiligt. 
Hinter der Uranit stehen folgende Ge- 
sellschafter: Hoechst AG (25 %), Preußi- 
sche Elektrizitäts-AG (37,5 %) und stell- 
vertretend für RWE die NUKEM GmbH 
(37,5%). Eszeigt sich somit, daßdie RWE 
indirekt maßgeblich an der Uranit betei- 

ligt sind. Im Uranit-Beirat zeiqen sich 
weiterhin personelleVerflechtungen mit 
den RWE bzw. NUKEM: Dr. F.J.Spalthoff 
(RWE) ist Beiratsvorsitzender; die NU- 
KEM ist im Beirat durch Dipl. Ing. P. 
Jelnik-Fink und Dr. M. Stephany vertre- 
ten. Seit dem 1.1.87 gibtesnurnochzwei 
Uranit Geschäftsführer, ehemals drei. 
Neuer Geschäftsführer ist dabei Diplom 
Kaufmann Bernd J. Breloer geworden. 
Breloer war in den letzten beiden Jahren 
Prokurist und Geschäftsbereichsleiter 
bei der NUKEM. 

Die UAA Gronau ist eine wichtige An- 
lage für den sogenannten atomaren 
Brennstoffkreislauf. In der UAA wird der 
Anteil des Uranisotops U 235, der im 
Natururan nur ca. 0,7 O/O beträgt, auf 3-5 
O/O angereichert. Nur mit dieser Konzent- 
ration ist das Uran späterfür den Einsatz 
in Leichtwasserreaktoren nutzbar. Inder 
UAA wird das Uran als Uran-Fluorver- 
bindung (Uranhexafluorid, Uf,) verar- 
beitet. UF, ist radioaktiv und chemisch 



sehr giftig. In anderen UAAs, ; wird. Für diesen Fall beabsichtigt die 
Frankreich, gab es bereits mehrere Un- Uranit noch in diesem Frühjahr, voraus- 
fälle, zum Teil mit großen UF6-Freiset- sichtlich sogar noch im April, mit den 
Zungen. Weltweit wurden bisher minde- Ausbauarbeiten zu beginnen. Wirt- 
stens drei Atomarbeiter durch UF6 getö- schaftlich gesehen erscheint es unlo- 
tet. gisch, die UAA auszubauen, da es weit- 

Niemand kann garantieren, daß es in  weit ein Überangebot an angereicher- 
der UAA Gronau keine Unfälle geben tem Uran gibt. Trotzdem haben die Bun- 
wird. Bereits im sogenannten Normalbe- des- und Landesregierung bisher den 
triebder Anlage werden geringe Mengen Bau der UAA massiv unterstützt und 
an Radioaktivität freigesetzt. Unab- werden es auch wohl weiterhin machen. 
schätzbare Risiken bergen die UF, Zu beachten ist in diesem Zusammen- 
Transporte von und zur UAA, die mit hang, daß die Zentrifugentechnologie, 
LKWs durchgeführt werden. Ein weite- mit der das Uran in Gronau angereichert 
res Risiko birgt das Freilager für das so- wrid, grundsätzlich dafür geeignet ist, 
genannte angereicherte Uran. Dieses uran für Atomwaffen anzureichern. Laut 
Uran wird in  Fässer unter dem freien Uranit wäre das technisch in der UAA 
Himmel gelagert. Lecks an den Behäl- Gronau nicht mach bar; verschiedene 
tern würden zu katastrophalen Folgen Wissenschaftler stehen dagegen auf 
führen, zumal UF, mit Wasser, bzw. be- dem Standpunkt, daß die UAA in relativ 
reits mit der Luftfeuchtigkeit heftig rea- kurzer Zeit umgerüstet werden könnte. 
giert. Dabei entsteht u.a. Flußsäure,eine Arbeitskreis Umwelt (AKU) 
der aggressivsten Säuren. Hierbei ist c lo Siedlerweg 7,4432 Gronau 
noch anzumerken, daß die UAA sowie 
das Freilager ineinem militärischen Tief- 
fluggebiet errichtet worden sind. 
Anfang 1986 hat die Uranit eine Aus- 

baugenehmigung für die UAA bei der 
zuständigen Genehmigungsbehörde 
des Landes NRW beantragt. Es ist anzu- 
nehmen, daß die SPD-Landesregierung 
die Genehmigung problemlos erteilen 
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Das AKW Mülheim-Kärlich wurde An- 
fang der 70er Jahre geplant. Bereits 1971 
wurden die ersten Gutachten erstellt, 
u.a. vom Geologischen Landesamt 
Rheinland-Pfalz, die sich in sehr leicht- 
fertiger, ja grob fahrlässigerArt und Wei- 
se geäußert haben. Zitat: „Von Seiten 
des Geologischen Landesamtes beste- 
hen nach Vorliegen entsprechender Be- 
urteilung der Baugrundverhältnisse und 
der Seismik keine Bedenken gegen den 
vorgesehen Standort." (Gutachten V. 
23.9.1 971, S. 4) 

Ganz besonders aufschlußreich und 
von besonderer Bedeutung ist jedoch 
das Gutachten zur Erdbebengefähr- 
dung von Prof. Ludwig Ahorner, Haupt- 
observator der Erdbebenstation Bens- 
berg der Universität Köln, vom 
19.3.1971. Hierin kommt er bei nurallge- 
meiner Betrachtung, ohne Kenntnis der 
konkreten Untergrundverhältnisse zu 
folgender Beurteilung: 

Das gesamte Mittelrheintal zwischen 
Bingen und Bonn ist als erdbebenge- 
fährdet anzusehen. 

Auf Grund der geologischen Lage er- 
scheint der Standort in besonderem Ma- 
ße erdbebengefährdet. Die östlichen 
und nördlichen Brüche des Neuwieder 
Beckens, bei denen es sich um .„fortle- 
bende", noch in jüngster geologischer 
Vergangenheit und in der Gegenwart ak- 
tive Verwerfungen handelt, liegen nur 
wenigen km entfernt. 

In dem Gutachten von Prof. Ahorner 
heißt es weiter: 

Durch entsprechende Voruntersu- 
chungen ist sicherzustellen, daß das 
Bauobjekt keinesfalls über dem Tages- 
ausstrich einer geologischen Verwer- 
fung erreichtet wird. Bei einem Erdbe- 
ben können sich entlang von Verwerfun- 
gen tektonische oder nichttektonische ' 

Schollenverschiebung ereignen. 
i der darauffolgenden Zeit wurden 



weitere Bohrungen durchgeführt. Ob- 
wohl bei diesen Bohrungen und weite- 
ren Untersuchungen festgestellt wurde, 
daß sich genau unterdem vorgesehenen 
Standort eine Erdbebenverwerfung be- 
findet, die, laut Gutachter Prof. Ahorner, 
auf jeden Fall zu meiden ist. Darüberhin- 
aus wurde noch festgestellt, daß sich am 
vorgesehenen Baugebietein ehemaliger 
Krater befindet, der geologisch eben- 
falls für erhebliche Problemesorgt. Den- 
noch hielt man in Ermangelung eines 
anderen Standortes an diesem fest. 

Sämtliche Beteiligte bewahrten je- 
doch Stillschweiqen und es kam am 
15.1 1 .I973 zu einem Erörterungstermin 
in Mülheim-Kärlich. Der Öffentlichkeit 
und somit auch den Einwendern warvon 
den Untergrundverhältnissen und der 
Erdbebengefährdung bzw. Erdbeben- 
verwerfungslinie nichts bekannt, wes- 
wegen entsprechende Einwendungen 
dagegen auch nichtvorgebrachtwerden 
konnten. 

Und die Landesbehörden in Rhein- 
land-Pfalz kamen den Atomkraftwerks- 
planern bei der Genehmigung sehr weit 
entgegen: Wenige Wochen nachdem die 
1. Teilerrichtungsgenehmigung erteilt 
worden war, beantragte RWE schon Än- 
derungen. 1977 wurdedanndie2.Teiler- 
richtungsgenehmigung erteilt, die je- 
doch aufgrund von gerichtlichen Aus- 
einandersetzungen 1979 zurückgezo- 
gen wurde. 1981 wurde eine neue 2. Tei- 
lerrichtungsgenehmigung erteilt. Aber 
in der Zwischenzeit war das AKW so weit 
errichtet, daß begründete Einwendun- 
gen durch die geschaffenen Tatsachen 
nicht mehr in die Tat umgesetzt werden 
konnten. 

Erst im Rahmen von Klagen stelltesich 
heraus, daß der Reaktordruckbehälter 
bereits vor dem Einbau erhebliche Risse 
aufwies, u.a. ein großer Riß von 2,20 m 
Länge und 23,2 cm Tiefe (Gesamtwand- 
stärke 23,2 cm). Auch wurden bereits zu 
diesem Zeitpunkt Korrosionsschäden 
am Reaktor festgestellt. 

Die Firma Brown, Boverie & Cie. hatte 
zuvor keinerlei Erfahrungen im Bau von 
Atomkraftwerken und hat sich inzwi- 
schen auch aus diesem Geschäft zu- 
rückgezogen. Auch Babcock & Wilcox, 

die den Primärteil des AKW lieferten, 
hatten zwar Erfahrungen im Bau von 
kleineren AKWs dieses Typs, z.B. ist der 
Unglücksreaktor von Harrisburg ein B & 
W-Rektor. Sie hatten jedoch keinerlei Er- 
fahrung im Bau von Atomanlagen der 
Größenordnung Mülheim-Kärlich 
(1.300 MW). 

Nach über 1 1-jähriger Bauzeit ging 
dann am 1.3.1 986 trotz noch etlicher lau- 
fender Klagen das AKW Mülheim-Kär- 
lich zum nuklearen Probebetrieb über. 

Kurz nach Beginn des nuklearen Pro- 
betriebs kam es zur ersten Schnellab- 
schaltung, der bis Ende Juni 1986 noch 
12 weitere folgen. Am 26. Mai 1986 trat 
einer der bisher schwerwiegendsten 
Störfälle auf, der noch nicht einmal, daer 
so unwahrscheinlich erscheint, im Si- 
cherheitsbericht erscheint, nämlich 
Ausfall sämtlicher Hochdruckvorwär- 
mer, Ausfall des Turbihenkondensators 
und Ausfall des Notkondensators. Am 
17. Juni 1986 wurde der Betrieb wieder 
aufgenommen. 

Am 9.10.86 wurde dann vom OVG 
Rheinland-Pfalz, Koblenz, aufgrund ei- 
ner Klage der Stadt Neuwied angeord- 
net, den Betrieb des AKW einzustellen. 
Hauptbegründung: Fehlende Imissions- 
rechtliche Genehmigung für den ~ u h l -  
turm. Am 6.1 1.86 wurde in einem weite- 



ren Eilverfahren die aufschiebende Wir- 
kung bzgl. 8. TG vom OVG ausgespro- 
chen. Hauptgründe hiernebendereben- 
falls fehlenden immissionsrechtlichen 
Genehmigung für den Kühlturm, aber 
auch noch die laufenden Klagenspeziell 
gegen den Reaktordruck behälter 
(RDB), der auf Grund der langen Lage- 
rungszeit Korrossionsschäden aufwies, 
sowie die z.T. meterlangen Risse im 
RDB. 

Zitat aus den Gerichtsurteilen: „Tat- 
sächlich besteht jedoch derzeit weder 
ein öffentliches Interesse an der soforti- 
gen Aufnahme und Fortsetzung des 

) Kraftwerksbetriebes noch ein Interesse 
der Beigeladenen daran, hinter dem der 
Rechtsschutzanspruch der Antragstel- 
lerin ausnahmsweise zurücktreten müß- 
te." 

Noch eine Nachricht aus USA: In ei- 
nem Memorandum derwissenschaftler- 
Organisation ,,Union of Concerned 
Scientists" wurde festgestellt, daß die 

. Störanfälligkeit aufgrund von Kontruk- 
stionsmangel der Reaktoren von Bab- 
cock & Wilcox trotz der ganzen Nach- 
besserungen nach dem Harrisburg-Un- 
fall übermäßig groß ist. Robert Pollard, 
ehemaliger Sicherheitsexperte der US- 
Aufsichtsbehörde NRC bezeichnet die- 
sen Reaktortyp schlicht als hoffnungslo- 
se Fehlkonstruktion. Die NRC veran- 

schlagt das Katastrophenrisi ko dieser 
störanfälligsten Reaktorlinie immerhin 
auf 20 O/O, also höher als beim russischen 
Roulette. 

Die Gouverneure der US-Staaten Ari- 
zona, Florida, Ohio , South Carolina, 
Pennsylvania und Californien zusam- 
mengeschlossen und eine gemeinsame 

\ Petition an die US-Aufsichtsbehörd 
Washington eingereicht, um zu er 
chen, daß sämtliche Babcock & Wilc 
Reaktoren stillegen zu lassen. 
Joachim Scheer, 
Lahnstein, 
Kläger gegen das 
AKW Mülheim-Kärlich 



Der Fall lbben~uren 
Ende 85 hörte zum ersten Mal eine grö- 
ßere Öffentlichkeit den Namen dieser 
kleinen Bergbaustadt im nördlichen 
Münsterland. Am 29. November85 weih- 
te NRW-Ministerpräsident Rau ein neu- 
es Kraftwerk ein: das 770 MW Steinkoh- 
lekraftwerk Ibbenbüren Block B - mit 
einem Jahresausstoß von über 17.000 
Tonnen zugleich die größte Stickoxid- 
schleuder unter den neueren Kraftwer- 
ken. Haupteigner ist das RWE (76 O/O An- 
teil). Mit 24 % ist der Bergwerks- und 
Rohstoffkonzern Preussag am Kraft- 
werk beteiligt. 

Nach der Einweihung kam es zu einer 
großen öffentlichen Auseinanderset- 
zung. CDU/CSU/FDP benutzen die Ge- 
legenheit, um von ihren eigenen Um- 
weltsünden (z.B. Buschhaus) abzulen- 
ken. 

Um sein Gesicht zu wahren „verhan- 
delte" Rau daraufhin mit RWE und 
Preussag. Als Ergebnis wurde präsen- 
tiert: 1986 und 1987 sollte der Stickoxid 
(N0x)-Ausstoß auf etwa 13.000 Tonnen 
pro Jahr dadurch vermindert werden, 
daß das Kraftwerk weniger Betriebs- 
stunden lief. Ein Katalysator zur NOx- 
Minderung sollte Ende 87 - Anfang 88 
betriebsbereit sein. Doch die Verspre- 
chungen waren wohl etwas vollmundig. 
Inzwischen hat sich herausgestellt: Ein 
Katalysator wird gerade noch vor Ende 
1988 eingebaut sein. Hoffentlich! 

Der NOx-Ausstoß 1986 wurde tat- 

sächlich erheblich verringert. Dies aber 
nicht mit Absicht, sondern weil das 
Kraftwerk auf Grund technischer 
Schwierigkeiten lange Zeit nicht in Be- 
trieb war. Zum Ausgleich wurden dem 
Kraftwerk für 1987 ein höherer Ausstoß 
erlaubt. 

Die Forderung von Umweltgruppen, 
das Kraftwerk stillzulegen, bis ein Kata- 
lysator eingebaut ist, wurde von RWEI 
Preussag heftig zurückgewiesen. Die 
Dreckschleuder Ibbenbüren darf ihren 
Schmutzalsoauch weiterhin in den Him- 
mel blasen. 

Als weiterer umweltpolitischer Punkt 
ist dem RWEanzukreiden, daßsiewieder 
einmal ein Kraftwerk nur zur Stromer- 
Zeugung gebaut haben. An Kraft-Wär- 
me-Kopplung wurde nicht gedacht. Da- 
für ist der Kraftwerksblock an diesem 
Standort zu groß. Daß Kraft-Wärme- 
Kopplung auf Dauer gesehen volkswirt- 
schaftiich diesinnvollsteMöglichkeit ist, 
das ist inzwischen oft genug belegt. 

Genauso sinnlos war es, daß Kraft- 
werk überhaupt zu bauen. Um uns mit 
Strom zu versorgen, ist es überflüssig,es , 

gibt bereits genug Überkapazitäten. Oh- 
ne Ibbenbüren würden die Lichter nicht 
ausgehen. 
ROBlN WOOD 
C/O Gerda Hans 
Rheinstr. 35 
4400 Münster 
Tel.: 0251123 22 91 

Chronik zum Kraftwerk 

Ende der siebziger Jahre fassen RWE mg/m3 für Schwefeldioxid (SO ?) und 
und Preussag (die in Ibbenbüren ein 2350 mg/mg für Stickoxide (NOx). 
Kohlebergwerk betreibt) den Entschluß, Sommer 1982. 8 OIO des Bundesdeut- 
in Ibbenbüren ein 770 MW Steinkohle- schen Waldes sind krank. 
kraftwerk zu bauen. Februar 1983. Großfeuerungsanla- 

1981 wird mit dem Bau begonnen. Ge- genverordnung: Neuer Grenzwert für 
nehmigung mit den Grenzwerten: 850 Stickoxid-Emissionen (Steinkohle- 



Schmelzfeuerungen) - 1800 mg/m,. 
Die große Koalition gegen den Um- 

weltschutz hat jedoch Erfolg. Der NOx- 
Grenzwert wird für Schmelzfeuerungen 
von 1800 wieder auf 2000 hochgesetzt. 

Oktober 1983. Bundesweitere Wald- 
schadenserhebung: 35 % des Waldes 
sind krank. 

November 1983: RWE/Preussag: 
„Rauchgase werden völlig entschwefelt- 
". Tatsächlich werden die Rachgaseaber 
nur zu 85 O/O entschwefelt, obwohl eine 
95-%-ige Entschwefelung möglich wäre. 

3. April 1984: ROBlN WOOD fordert: 
Keine lnbetriebnahmedes neuen Blocks 
vor Einbau eines Stickoxid-Katalysa- 
tors! 

April 1984. Die Umweltminister der 
Länder beschließen als neuen NOx- 
Grenzwert 200 mg/m3. Die Einhaltung 
des Grenzwertes wird von den Kraftwer- 
ken zum „frühest möglichen Zeitpunkt" 
verlangt. 

Sommer 1984: Neue Waldschadenser- 
hebung: 50 O/O des Waldes krank. 

Sommer 1984. Das Regierungspräsi- 
dium Stuttgart teilt mit, daß der Bau und 
Betrieb von Stickoxid-Katalysatoren 
(nach japanischem Vorbild) auch bei 
Schmelzfeuerungs-Koh le-Kraftwerken 
Stand der Technik sei. 

Oktober 1984: Das NRW-Arbeits- und 
Gesundheitsministerium teilt ROBlN 
WOOD mit, daß das japanische Kataly- 
sator-Verfahren (SCR) nichtohneweite- 
res auf deutsche Verhältnisse übertrag- 
bar sei. Deshalb müßten in NRW noch 
verschiedene Versuchsobjekte durch- 
geführt werden. 

November 1984. RWE gibt bekannt, 
daß im Ibbenbürener Kraftwerk ein 
Stickoxid-Katalysator eingebaut wird. 
Dieser wäre aber erst 87/88 oder Ende88 
betriebsbereit, da vor dem Einbau die 
Ergebnisse von Versuchsanlagen abge- 
wartet werden müßten. Die Kesselbauf- 
irma habe die Emissionen an Stickoxi- 
den auf knapp unter 2000 mg gedrückt. 

Januar 1985. Das kleinste I bbenbüre- 
ner Kraftwerk (92 MW) geht außer Be- 
trieb. Das mittlere (150 MW) soll bis 87/ 
88 laufen. Dieses Kraftwerk hat Emis- 
sionswerte von 2500 mg NOx und 25nn 
mg SO ?. 

Frühjahr / Herbst 1985. Das neue 
Kraftwerk geht schrittweise, teilent- 
schwefelt (anfangs 1000 mg SO2), ohne 
Entstickungsanlage in Betrieb. Die NOx- 
Emissionen der Kraftwerke I bbenbüren 
werden sich inden Jahren 87/88 mehrals 
verdoppeln, von 8000 (1984) auf 21000 t 
/Jahr. 

Herbst 1985. 52 O/O des Waldes sind 
krank. 

November 1985. Offizielle Eröffnung 
des Kraftwerkes durch den Minister- 
präsidenten Rau. 

Dezember 1985. Die Landesregierung 
NRW vereinbart mit den Betreibern, daß 
die beiden Blöcke mit verminderter Lei- 
stung gefahren werden. Weiterhin erklä- 
ren sich die Betreiber bereit, sich „inten- 
siv zu bemühen", die Entstickungsanla- 
ge ein Jahr früher als geplant in Betrieb 
zu nehmen. 

Dezember 1985. In der BRD arbeiten 
bereits 4 SCR-Katalysatoren in 
Schmelzfeuerungsanlagen ohne Pro- 
bleme. 

Juli 1986. Die Betreiber haben sich zu 
einem 2-stufigen Entstickungsverfahren 
entschlossen. Die 1. Stufesoll im Herbst 
eingebaut werden. Die 2. Stufe, der Kata- 
lysator, soll 88 folgen, wobei sich die 
Betreiber immer noch nicht für ein Ver- 
fahren entscheiden konnten. 

9.10.86. Die 1. Stufe der Entstickung 
entfällt. Eine Entstickungsanlage, die 
die geforderten 200 mg/m3 Rauchgas 
erreichen wird, wird erst Ende 88 in Be- 
trieb gehen. 

25.10.86. Genehmigungsantrag für 
den Katalysator wird gestellt. 

1986. 54 OIO des Waldes sind geschä- 
digt. 

I 



Daß Pseudo-Krupp-Fälle sich bei zu- ankerten Grenzwerte sind viel zu hoch. 
nehmender Luftverschmutzung häufen, Indem sich das RWE an den viel zu 
ist schon seit langer Zeit bekannt. Die hohen ,,zulässigen" Grenzwerten der 
erste umfassende Studie (Chess-Studie TA-Luft und der Großfeuerungsanla- 
in New York) hierzu erschien bereits En- genverordnung orientiert, handelt es 
de der 60er Jahre. Auch der deutsche entgegen dem im Bundesimmissions- 
Elektrizitätswirtschaft war dieses Phä- schutzgesetz verankerten Vorsorge- 
nomen bereits Anfang der 70er Jahre prinzip. 
bekannt, diewegen der damit verbunde- Dabei wären Entschwefelungs- und 
nen Konsequenzen keine Mühescheute, Entstickungsanlagen mit wesentlich 
deren Zusammenhang „zu widerlegen". niedrigeren Emissionen durchaus mög- 
(Z.B. in der VEW-Studie zu den Kosten lich, wie ein Gutachten der Stadt Solin- 
der Rauchgasentschwefelung VDEW gen belegt hat. 
1975). Auch der Bruch dervereinbarungzwi- 

Mittlerweile gibt es auch für die Bun- schen RWE und der Landesregierung 
desrepublik unanfechtbare Studien, die von Nordrhein-Westfalen vom 27.1 0. 
den Zusammenhang zwischen Luftver- 1983, in der zugesagt wurde, alte Braun- 
schmutzung, vor allem zwischen ge- kohlenkraftwerke durch neue umwelt- 
hauftem Auftreten von SO und Fein- freundliche Kraftwerke zu ersetzen, 
staub und Pseudo-Krupp-Anfällen in steht dem Vorsorgeprinzip entgegen. 
wissenschaftlich unangreifbarer Form Um so mehr müssen aber die unzurei- 
nachweisen. Hier vor allem die beiden chenden Umweltschutzmaßnahmen als 
Studien von Prof. Haupt aus Duisburg, Alibi für Preiserhöhungen herhalten: 
aber auch Studien durch das Bundesge- Dabei werden selbst elementare be- 
sundheitsamt. Studien, die angeglich triebswirtschaftliche Grundsätze über 
das Gegenteil belegen, wie die LIS-Stu- Bord geworfen, z.B. daß Abschreibun- 
die aus Essen, haben sich als metho- gen erst mit Inbetriebnahme der ent- 
disch nicht haltbar herausgestellt. sprechenden Anlage angesetzt werden 

Ein Ergebnis der Studien von Prof. konnen und damit erst dann kostenwirk- 
Haupt ist, daß es für die zunehmende sam werden. 
Häufigkeit von Pseudo-Krupp-Anfällen Auch der nordrheinwestfälische Wirt- 
keinen Schwellenwert derLuftbelastung schaftsminister hat bei seiner Kürzung 
gibt, d.h. auch geringfügige Luftver- der vom RWE beantragten Preiserhö- 
schmutzungen beinhalten ein, wenn hung von 4,9 auf 2,6 O/O insbesondere 
auch dann kleineres Risiko, zusätzlicher betont, daß „Umweltschutz keine Ausre- 
Pseudo-Krupp-Anfälle. de für Preiserhöhungen sein dürfe". 

Dabei muß berücksichtigt werden, Da mittlerweile dem RWE wegen zu 
daß es sich bei den Pseudo-Krupp-FäI- hoher Strornpreise die Großkunden 
len nur um die Spitze des Eisberges luft- weglaufen, verzichtet es nun auf die 
verschmutzungsbedingter Atemwegs- schon seit langem mit massivem Werbe- 
erkrankungen handelt. aufwand angekündigten weiteren Erhö- 

Generell Iäßt sich daraus eine Folge hungen der Umweltschutzkosten, ohne 
rung nach niedrigst moglicher Luftver- daß die Dividende des RWE leiden wür- 
schmutzung durch bestehende und zu de. Im Gegenteil, in der diesjährigen Bi- 
bauende Industrieanlagen bzw. Kraft- lanz weist das RWE eine extremesteige- 
werke ableiten. Die in der TA-Luft bzw. rung überproportionaler Abschreibun- 
Großfeuerungsanlagenverordnung ver- 
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gen auf. 
Fazit: Neben den massiven Zweifeln, 

ob die vom RWE durchgeführten Um- 
weltschutzmaßnahmen wirklich optimal 
sind, muß angenommen werden, daß 
Umweltschutz nur ein Vorwand für Ko- 
stenerhöhungen ist. 

Ubrigens: Im Jahre 1979 wurden im Rah- 

men des Ruhrgebiets-Programms der Lan- 
desregierung NRW ca. 400 Mio. DM als 
Investitionszuschüsse für Rauchgasent- 
schwefelungen vorgesehen. Keiner wollte 
sie haben. 
Elterninitiative Pseudo-Krupp 
Kontaktadresse: Christa Kunkel, 

Josef-Hoeren-Str. 259,4200 Essen 12 



Nachtspeicher: vorsicht 
vor dem Kleingedruckten 

Wer sich, sei es gezwungen, sei es den 
Lobpreisungen des RWE folgend, für ei- 
ne Heizung mit Elektrowärmespeiche- 
rung entschieden hat, der wurde im Fe- 
bruar 1986 durch ein Schreiben un- 
liebsam überrascht. 

Hierin kündigte das RWE den angebli- 
chen ,,Sonderi'vertragskunden an, daß 
diese aus Gründen der Gleichbehand- 
lung in Zukunft bis zu 7,5 O/O höhere Prei- 
se zu zahlen hätten. Als Begründung 
werden die angeblichen Umweltschutz- 
kosten angeführt. 

Abgesehen davon, daß es sich bei 
Nachtspeicherheizungen um die um- 
welt- und energiepolitisch wohl unsin- 
nigste Heizungsform handelt, die 
schwer regelbar ist und ein unangeneh- 
mes Raumklimaschafft, zeigt dasvorge- 
hen des RWEin diesem Fall auch, daßdie 
Nachtstrombezieher fast schutzlos dem 
Abpressen x-beliebiger Preiserhöhun- 
gen ausgeliefert sind. 

Normalerweise würde man anneh- 
men, daß die Änderungen eines indivi- 
duellen Vertrages, wie es ja wohl ein 

Sondervertrag sein sollte, nur durch Zu- 
stimmung beider Parteien erfolgen 
kann. Nicht so im Falle der Nachtspei- 
cherheizung. Hier hat sich RWE im 
Kleingedruckten des Sondervertrages 
das Recht eingeräumt, den Vertrag je- 
derzeit mit einer Frist von drei Monaten 
auf ein neues Vertragsmuster umzustel- 
len; innerhalb dieser Frist kann der Kun- 
de diesen Vertrag jederzeit beenden. 

Wobei sich die Frage stellt, wie ein 
Kunde, der in seinem Haus weder einen 
Kamin noch Warmwasserrohrevorgese- 
hen hat, z.6. imwinterinnerhalbvondrei 
Monaten eine andere Heizung einbauen 
soll, ganz abgesehen von den damit ver- 
budenen Kosten. 

Ist der Kunde ein Mieter, der somit 
erzwungenermaßen eine Nachtspei- 
cherheizung besitzt, stellt das Vorgehen 
des RWE eine an Erpressung grenzende 
Ausübung ihrer Machtstellung dar. Der 
Einbau einer alternativen Heizung ist für 
den Mieter nicht möglich, er hat keine 
Möglichkeit dem Preisdiktat des RWEzu 
entgehen. 



Aus für Braunkohle? 
Eher beiläufig erwähnte Werner Hlubek, 
beim RWE zuständig fürden Kraftwerks- 
bau, am 14.6.85 anläßlich-einer Bezirks- 
planungsratssitzung beim RP Köln, daß 
der Neubau der bis dahin geplanten 
Kraftwerke Goldenbergwerk (Go-Werk) 
und Neurath wegen technisch noch völ- 
l ig ungelöster Probleme, vor allem der 
Entstickung, auf unbestimmte Zeit ver- 
schoben werden müsse. Im rheinischen 
Braunkohlerevier löste die RWE-Erklä- 
rung Protest und den Vorwurf aus, RWE 
setze auf die bessere Auslastung der 
Atomkraftwerke. 

Der Vorstand sah sich genötigt zu de- 
mentieren. Franz Josef Spalthoff: Die 
Behauptung, das RWE wolle aus der 
Braunkohle aussteigen und sich ver- 
stärkt in der Kernenergieengagieren,sei 
falsch (Kölner Stadtanzeiger V. 20.6.85). 
Alfons Heitmann, Direktor des bis 1993 
stillzulegenden alten Go-Werkes, beru- 
higte die Mitarbeiter: 'Das neue Go-Werk 
geht vor 1993 in Betrieb' (Kölnische 
Rundschau V. 21.6.85). Ein Jahr später, 
am 11.6.86,gibtesPrasidium desVkAein 
Gutachten zum Ausstieg ausderAtome- 
nergie in Auftrag. Vorsitzender des Prä- 
sidiums ist der Koblenzer Landrat Klink- 
hammer (CDU), in dessen Landkreisdas 
AKW Mülheim-Kärlich steht. Geschäfts- 
führer im Präsidium ist Heinz Hager 
(SPD), Oberstadtdirektor von Mülheim- 
/Ruhr, dem Sitz der.KWU. Zum 20.1 1.86 
legt Gutachter Dr. Güntherdas Ergebnis 
vor: 

,,Soweit die Beschlußanträge darauf 
gerichtet sind, daß das RWE zum 
Neubau des Kraftwerkes Neurath 
veranlaßt werden soll, handelt essich 
offenbar ebenfalls um Maßnahmen 
im Zusammenhang mit dem ,,Aus- 
stieg aus der Kernenergie". Ange- 
strebt wird damit, daß anstellestillzu- 
legender oder nicht in Betriebzu neh- 
mender Kernkraftwerke alternative 
Kapazitäten der Energieerzeugung 
geschaffen werden sollen." (S. 29) 

„Soweit die mit den Beschlußanträ- 
gen angestrebte Einflußnahme 

Neubau oder die Erweiterung von 
Braunkohlen-Kraftwerken betrifft, 
würden dem RWE Vermögensnach- 
teile schon deshalbzugefügt, weilder 
entstehende Aufwand Investitionen 
betrifft, die nicht zur Deckung zu- 
sätzlichen Kapazitätsbedarfs, son- 
dern als Ersatz für diestillzulegenden 
Kernkraftwerke vorgenommen wer- 
den sollen. Der entstehende Aufwand 
wäre daher Teil des Gesamt-Scha- 
dens, den die auf Stillegung der Kern- 
kraftwerke zielende Einflußnahme 
verursachen würde." (S. 42 1.) 

Geheimgutachten wird 
öffentlich 
Nachdem das von den Mitgliedern 
des VkA zunächst geheimgehaltene 
Gutachten - jedenfallsvon denen, die 
es hatten - öffentlch wird, dementiert 
der RWE-Vorstand nicht. Im Gegen- 
teil: Dr. Klätte erklärt, die Forderung 
nach dem Neubau von Braunkohlen- 
kraftwerken bedeute, daß den Strom- 
gestehungskosten aus diesem Kraft- 
werken die lnvestitionen aus MÜI- 
heim-Kärlich zugeschlagen werden 
müßten. RWEgibt damit die Legende 
vom Verbund Kohle und Atom auf. 

Parallel zu diesem Standpunktwech- 
sel beteiligt sich der RWE-Vorstand an 
einer Zeitungskampagne der bundes- 
deutschen EVUs zum Bundestagswahl- 
kampf. Dort wird die These aufgestellt, 
wer sich gegen Atomkraftwerke stelle, 
befördere das Waldsterben und zeige 
sich unsolidarisch mit der Dritten Welt. 
Der zweite Teil des Arguments zielt dar- 
auf, daß AKWs 01 einsparen helfen und 
so den Olpreis niedrig halten. Gultig ist 
dieThese aber nur dann, wenn wie in der 
Bundesrepublik weitgehend auf Wärme- 
auskopplung aus konventionellen Kraft- 
werken verzichtet wird. Das Beispiel Dä- 
nemark zeigt, daß ein Land, das auf 
AKWs verzichtet, aber seit der soge- 
nannten Ölkrise Anfang der 70er Jahre 

e Wärmeauskopplung systematisch 



vorangetrieben hat - 34 O/O der H a u ~ h - , . ~  
sind dort fernbeheizt, in der BRD sind es 
keine 4 O/O - pro Kopf weniger 01 ver- 
braucht als die Bundesrepublik. 

Rheinbraun baut Wei 
kraftwerke mit zirkuli 
barer Wirbelschicht 

Auch bezüglich des Waldsterbens argu- 
mentiert RWE doppelzüngig. Einerseits 
werden die nicht mehr zu entschwefeln- 
den Kraftwerke noch bis 1993 weiterbe- 
trieben, andererseits wird in den bis 1988 
entschwefelten Kraftwerken nicht der 
technische Stand von 95 O/O Entschwefe- 
lung angestrebt, sondern lediglich die 
GFAVO-Forderung, 85 O/O bzw. 400 mg 
S02/m3, umgesetzt. Bei der Stickoxyd- 
minimierung hat die Umweltminister- 
konferenz einen Richtwert von 200 mg 
NOx/m3angekündigt. RWEversucht ge- 
genwärtig, diesen Wert aufzuweichen.- 
200 mg seien technisch wirtschaftlich 
kaum erreichbar, hingegen könnten 350 
mg durch Änderung der Feuerungstech- 
nik möglicherweise. erreicht werden. 
Tatsächlich bewegen sich die techni- 
schen Möglichkeiten für neu zu bauende 
Kraftwerke längst in einem anderen Be- 
reich. Rheinbraun gibt für seine im Bau 

befindlichen Werkskraftwerke 0-30 mg 
S02/m3 und 145 -205 mg NOx/m3an.Als 
Verfahren kommt hier die zirkulierende 
Wirbelschicht zum Einsatz, die diese 
Werte bis zu einer Größenordnung von 
200 MW th garantieren soll. Bemerkens- 
wert auch, daß das Verfahren sowohl auf 
eine Rauchgaswäsche wie die Katalysa- 
torentstickung verzichten kann, was ei- 
nerseitsdie Gipslawine erspart, anderer- 
seits von wirtschaftlichem l nteresse ist. 
Technisch wäre es also möglich, mit ei- 
nem zur Verfügung stehenden Verbren- 
nungsverfahren beim Neubau von Kraft- 
werken die GFAVO um eine Zehnerpo- 
tenz bei der Schwefelimmission zu unter- 
bieten. Technisch wäre es schon jetzt 
möglich, den Stickoxydgrenzwert der 
Umweltministerkonferenz nicht nur ein- 
zuhalten, sondern ebenfalls zu unterbie- 
ten. Dem Waldsterben ist folglich nicht 
durch den Weiterbetrieb von Atomkraft- 
werken und entschwefelten konventio- 
nellen Kraftwerken beizukommen, son- 
dern durch den Neubau von kontruk- 
tionsbe( beren Kraftwerken. Jingt sau 

--- r Ist diese rorderung 
wirtschaftlich vertretbar? 

Die beiden Kraftwerke der Firma Rhein- 
braun ersetzen bestehende Anlagen, die 
sonst entschwefelt werden müßten. Im 

P- P P P - P P- 

1. ll\YI: w i  11 . )m Ki-nf twcrk  Rciirath und ' im Coldcpbcrg- \Ccrk jc zwe i  

600 I!\';-Illiickc so  s c l i ~ ~ c l l  wie möglich c r r i c t i t c n  u,nd Zug ur11 X i 1 6  

ciitr;j~rcc:i)ciidc A1t;inl:i~c:n mit e t w a  2200 MW s t i l l c ~ g n ,  und zw:ir  

jm C;o1 rlcribcr[r,-\Vcrk sowie i n  d c n  Kraf  t w c r k c n  F o r t u n a ,  Fri i i u i i c r s -  

(1oi.i und H ' c i s w c i l c r .  A1.s Ifbcriizilimcter f ü r  d j  C n c ~ w n  IIlö(:kc. 

s i r ~ t i  d i  c Jrihl-c 1989 ~ i n d  1990 vorgcsch  

1h.r !! i 1 1  i :;l cr f i i r  ArbcI L, Gesun(1br.i t 

iir~d SoXi n l  C:; des Lnndcs Nordr l i c in -  

H c r ; 1  l:il tgn 

\ 



Kostenvergleich Entschwefelung von 
Altanlagen und, Neubau moderner Anla- 
gen hat sich Rheinbraun, eine 100-%-ige 
RWE-Tochter, zum Neubau entschie- 
den. Bei Rheinbraun wie auch der GEW 
Köln dient dieser Kraftwerkstyp vorran- 
gig der Wärmeproduktion und erreicht 
so Wirkungsgrade von über 80 %. Da 
auch am Standort des Goldenbergwerks 
eine regionale Wärmenachfrage be- 
steht, sollte RWE aufgefordert werden, 
den Neubau des Goldenbergwerks in 
kraftwämegekoppelter Wirbelschicht- 
technik auszuführen. Setzt man voraus, 
daß die älteren Blöcke der bestehenden 
Kohlegroßkraftwerke nach ihrer Ab- 

schreibung stillzulegen wären und 
schrittweise nur noch durch kraftwä- 
megekoppelte Wirbelschichtanlagen er- 
setzt werden, was wirtschaftlich in einem 
Radius von Ca. 200 km um das rheinische 
Revier vertretbar ist, dann reichten die 
bisher erschlossenen Tagebaue bisetwa 
Mitte des nächsten Jahrhunderts, also 
füreinen Zeitraum, der länger istalseine 
aus heutiger Sicht vertretbare Zeitspan- 
ne der Kohlenutzung zur Verstromung. 

Aus ökologischer Sicht kann die 
Braunkohle alsodurchaus nocheinezu- 
kunft haben. 
R. Berger 
Elsdorf, Erftkreis 

RWE-Atom kraftwerke 

Mit der Formel Kohle und Kernenergie sollte die Kernenergie in  den 70er Jahren 
,,sozialverträglich" gemacht werden. Der Jahrhundertvertrag schien manchen dabei 

' 
so etwas wie ein Faustpfand zu sein. Ohne den Jahrhundertvertrag hättendiestrom- 
konzerne sicherlich noch mehr Atomkraftwerke gebaut, nach der Devise ,,sonst 
gehen die Lichter aus". Die Lichter sind nicht ausgegangen, an Stelle der prognosti- 
zierten Kraftwerkslücke hat die Stromwirtschaft Überkapazitäten, produktive Ze- 
chen werden geschlossen und am Ende ist sogar die Braunkohle in  die Krisegeraten. 
Die Braunkohle, das traditionelle Standbein des RWE, sicherte dem Essener Strom- 
lkonzern Milliardenprofite, die Grundlage der heutigen Macht und Größe („lntelli- 
genz der Braunkohlenflöze"). 
Die RWE-Braunkohlenkraftwerke im bei RWE vorbei: Durch den Bau von 
linksrheinischen Reviersind längst nicht Kernkraftwerken in Bayern, Baden-Wür- 
mehr ausgelastet. Sie decken nur noch temberg, Niedersachsen und in Frank- 
50 % des RWE-Strombedarfes, vor weni- reich, aberauch durch den S)lpreisverfall 
gen Jahren waren es noch über 70 %. hat RWEtraditionelleAbsatzmärktever- 
Neue Kraftwerke zum Ersatzfür alte An- loren. Die Energieeinsparungenderver- 
lagen sollen nicht mehr gebaut werden. braucher tun ein übriges. 
Der RWE-Vorstand erklärte: „Können RWE hat in den letzten beiden Jahren 
wir den Braunkohlenstrom nicht verkau- drei neue Kernkraftwerke in Betrieb ge- 
fen, dann wärees unsinnig, die (gemeint nommen: zwei Blöcke in Grundremmin- 
sind Ersatzkraftwerke im Goldenberg- gen, einen in Mülhei m-Kärlich. Kraft- 
Werk und in Neurath; die Redaktion) zu werke, dieeigentlich nicht benötigt wur- 
baueni' und man kann den Strom nicht den und die jetzt den geplanten Ersatz 
verkaufen. Die Zeit des Wachstums ter Braunkohlekraftwerke verhindern. 



Natürlich könnte RWE auf diese Kern- 
kraftwerke verzichten. Aus „politischen" ' 
Gründen gibt man das nur nicht zu. 
Außerdem hätte eine Außerbetriebnah- 
me der Kernkraftwerke natürlich für 
RWE auch wirtschaftliche Folgen. Soer- 
folgt die Lösung des Problems, so gara- 
dox es erscheint, ausgerechnet auf Ko- 
sten der billigsten Energie, der P--nm- 
kohle. Bereits 1986 wurde die Förc 
bei Rhein-Braun um 10 O/O auf 10: 
zurückgenommen. 

Weitere Einschränkungen sind LU ar- 

warten, wenn die alten Braunkohlen- 
kraftwerke außer Betrieb gehen. Man 
rechnet mit einem Kapazitätsausbau von 
20 O/O. Das bedeutet weiteren Druck auf 
die Beschäftigungssituation bei Rhein- 
braun. Das ist das Kernproblem, das die 
Kumpels in der Braunkohle jetzt und in 
Zukunft beschäftigen wird. 

- > I  aui I- 
ierung 
1 Mio. t 

Kernenergie teurer, a iber 
profitabler als 
Baunkohle 
Bleibt nachden Ursachen diesergiganti- 
schen Fehlplanung zu fragen. Allein für 

uaa nlulllnl al L ~ e r k  Mülheim-Kärlich 
wird eine lnvestitionssumme von mehr 
als lOMrd. DMgenannt. Die Investitions- 
ruine in Kalkar hat bereits jetzt 7,5 Mrd. 
DM verschlungen. Kernenergie ist nicht 
billiger als Braunkohle (das behauptet 
nicht einmal RWE), aber profitabler: 

Die Nicht-Auslastung von Atomkraft- 
werken würde zu hohen Verlusten füh- 
ren. Ein KKW kostet täglich schon 100 
Mio. DMZinsen (ProfitefürdieGroßban- 
ken), ob es läuft oder stillsteht. Also Iäßt 
man es voll laufen. 

Ein KKW ist in der Anschaffung mehr 
als doppelt so teuer wie ein Braunkoh- 
lenkraftwerk bei gleicher Leistung. Das 
gibt entsprechende Aufträge für die 
Kraftwerksindustrie, also für KWU-Sie- 
mens und RWE-Toohter HochTief. So 
sorgt die Deutsche Bank, die bei Sie- 
mens und RWEden Aufsichtsrat kontrol- 
liert, für die richtigen ,,Entscheidungen". 
Nebenbei verdient die Deutsche Bank 
natürlich auch unmittelbar: Wo viel und 
teuer investiert wird, werden auch Kredi- 
te benötigt. 

In der RWE-Kostenrechnung nimmt 
sich die Kernenergie nicht gerade billig 



aus: Schon der jährliche Pachtaufwand 
für die neue Kraftwerke kostet mehrals2 
Mrd. DM. Dazu kommen 3,5 Mrd. DM, 
dieman für spätere Entsorgungskosten 
zurückgestellt hat. Aber, und da ist der 
springende Punkt, diese Milliarden 
Rückstellungen fließen in den nächsten 
Jahren noch nicht ab, siestehen RWEfür 
die l nnenfinanzierung als billiges, näm- 
lichzins-und steuerfreies Kapital vollzur 
Verfügung. Deshalb schreibt die Wirt- 

schaftspresse von einer beispiellosen Fi- 
nanzkraft des RWE. RWE würde daher 
freiwillig nicht auf diese bequeme und 
billige Kapital besc haffungsmethode, 
die die Kernenergie bietet, verzichten. 

Nicht die Umweltschutzkosten der 
Braunkohle, sondern diese Gründe sind 
die wirklichen Ursachen fürdie Krisedes 
Braun kohlen berg baus. 
Annemie Thelen, 
Kerpen 

RWE und die Steinkohle 
,,Unsere Abnahmeverpflichtung gegenüber dem deutschen Steinkohlenbergbau 
haben wir auch im abgelaufenen Geschäftsjahr erfüllt. Im Rahmendessogenannten 
Jahrhundertvertrages bezogen wir direkt oder indirekt durch Abnahme von Stein- 
kohlenstrom insgesamt 8,3 Millionen t SKE." (S. 25 Geschäftbericht RWE 1985/86) 
So positiv, wie der Vorstand des RWE sie zeichnet, sind die Beziehungen zur 
heimischen Steinkohle jedoch nicht. 

35 O/O des Stromabsatzes von insge- 
samt 370.000 GWh in der BRD entfallen 
auf RWE. An derverstromung der Stein- 
kohle ist RWE aber nicht mit 35 % son- 
dern mit 25 O/O beteiligt. 
. Die VEW dagegen ist mit nur 7,5 O/O am 
Stromabsatz der BRD beteiligt, der VEW- 
Anteil an der Steinkohle-Verstro- 
mung beträgt jedoch rund 20 %. Würde 
VEW mit der Steinkohle umgehen wiedie 

gleichzeitig Strom, für den in der kalten 
und dunklen Jahreszeit ein ebenfalls 
größerer Bedarf besteht. Obwohl die 
Fernwäme auch bei anderen Energie- 
konzernen nur eine bescheidene Rolle 
spielt, zeigt ein Vergleich RWE mit VEW 
und STEAG dietotaleVernachlässigung 
dieser Energiedienstleistung durch 
RWE. 

viel größere RWE, dürfte VEW statt 6,2 
Mill. t. nur 1.8 Mill t Steinkohle verstro- Die RWE-Beteiligungen 
men. Bei RWE liegt der Steinkohlenan- 
teil am Stromaufkommen bei 20 O/o, bei RWE selbst betreibt kein stein- 
VW/  dagegen bei 73 '10- Bei VEW wird kohlenkraftwerk über 100 MW, sondern 
Steinkohle auch in der Grundlast einge- oqgagiert sich nur mit Beteiligungen. 
setzt. n Steinkohlekraftwerk Ensdorf im 

Fernwärme führt bei 
iarland ist RWE mit 41 O/O beteiligt, an 
tn Steinkohlenkraftwerken Voerde A 

RWE Schattendasein ,.id B besitzt RWE jeweils 25 O/O (75 O/O bei 
STEAG). Und zu der Mehrheitsbeteili- 

Der Fernwärmeversorgung kommt zu- 
nehmende Bedeutung zu - wegen spar- 
samen Energieeinsatzes durch Kraft- 
Wärme-Kopplung zum Beispiel und als 
möglicher Absatzmarkt für Steinkohle. 
Steinkohleheizkraftwerke liefern nicht 
nur Wärme dann, wenn sie in der kalten 
Jahreszeit benötigt wird, sondern aL 

gung von 75 %am Steinkohlenkraftwerk 
Ibbenbüren B (25 O/O Preussag) fand sich 
RWE erst nach massivem politischen 
Druck der Landesregierung NRW bereit. 

Eine gewichtige Beteiligung besitzt 
RWE gemeinsam mit VEBA (zusammen 
26 O/O) an der Kraftwerkstochterder Ruhr- 

)hle AG, der STEAG. Nicht nurdie Ge- 



schäftspolitik gegenüber STEAG, z.B. 
die Verhinderung von STEAG-Plänen 
für weitere neue Steinkohleheizkraft- 
werke, auch die Art der Einflußnahme 
durch Personen bestärken den Eindruck, 
daß es RWE mit den Beteiligungen vor 
allem um das Bremsen unliebsamer 
Konkurrenz geht. Während so im Auf- 
sichtsrat der STEAG RWE-Vorstands- 
mitglied Klätte sitzt und im technischen 
Beirat der STEAG der RWE-Generalbe- 
vollmächtigte Rittstieg, findet sich we- 
der im Aufsichtsrat der RWE ein Vertre- 
ter der Ruhrkohle AG noch in den RWE- 
Beiräten ein STEAG-Vertreter. Und im 
Sommer 1986 hat der Aufsichtsrat des 
RWE mit Mehrheit der Banken- und 
CDU-Kommunalvertreter verhindert, 
daß die SPD-regierten Städte den Ar- 
beitsdirektor der Ruhrkohle AG,Ziegler, 
als neues Mitglied in den RWE-Vorstand 
entsenden. 

lnvestitionsabzug 
aus NRW 
Obwohl derSchwerpunkt der Energieer- 
Zeugung des RWE noch NRW ist und 

opwoni die Mehrheit der kommunalen 
Aktionäre Gemeinden aus NRW sind, 
verlagert der RWE-Konzern seine Inve- 
stitionen zunehmend vom Ruhrgebiet 
und dem Braunkohlenrevierin NRWweg 
in südlichere Bundesländer: über8 Mrd. 
DM Investitionen für das Atomkraftwerk 
Mülheim-Kärlich in Rheinland-Pfalz, zu- 
nächst 1,3 Mrd. RWE-Anteil für die Wie- 
deraufbereitungsanlage in Bayern, Mil- 
liardenbeträge für die Atomkraftwerke 
Biblis A und B in Hessen, für Grundrem- 
mingen B und C sowie Stillegungsko- 
sten für Grundremmingen A in Bayern. 
RWE ist somit beteiligt an der Entste- 
hung eines Nord-Süd-Gefälles in der 
BRD, vor allem zu Lasten von NRW. 

Von Herbst 1982 bis Herbst 1986 stieg 
die Arbeitslosenzahl im Ruhrgebiet um 
rund 70.000. In diesem Zeitraum gingen 
alleine im Steinkohlenbergbau und des- 
sen Zulieferfirmen 40.000 Arbeitsplätze 
verloren. Eine Entwicklung, die auch 
durch eine andere Energiepolitik des 
RWE zu ändern wäre. 
Siggi Ri )rbert Schäfers 
Bottrop 



Langsames Abschmelzen 

Für größere Unruhe unter den Beschäftigten der RWE AG sorgte die Kündigung der 
,,Betriebsvereinbarung über die Ruhe- und Hinterbliebenengeldversorgung" durch 
den Vorstand. 10.253 Berechtigte erhielten Mitte 1986 aufgrund der alten Betriebs- 
vereinbarung, die 1966 abgeschlossen wurde, als Pensionäre bzw. Hinterbliebene 
eine Versorgungsleistung von der RWE AG. 
Und erneut wurden nicht alle Auszubil- 
denden übernommen. Nachdem bereits 
im vorherigen Geschäftsjahr 91 Auszu- 
bildende nach erfolgreichem Abschluß 
ihrer Lehre beim RWE keine Arbeit beka- 
men, waren es im vergangenen Ge- 
schäftsjahr 118 junge Menschen, die bei 
der schlechten Arbeitsmarktlage zum 
Arbeitsamt geschickt wurden. 

Diese beiden Vorgänge, sowie dieTat- 
sache, daß der Vorstand inzwischen 
auch offiziell von „Sparmaßnahmen 
beim Personal" spricht, zeigen: Die Ze- 
che für die verfehlte Kraftwerksplanung, 
den Überkapazitäten im Kernenergiebe- 
reich zahlen nicht mehr nur die Strom- 
kunden mit stark erhöhten Stromprei- 
Sen, sondern inzwischen auch die Beleg- 
schaft. 

In den Geschäftsberichten, die den 
Aktionären vorgelegt werden, wird die 
Entwicklung bei den Beschäftigtenzah- 
len stark geschönt. 

Zahlen rückläufig 
Die tatsachlichen Zahlen der Besch, 
tigten (ohne Auszubildende) sind ! 
wohl bei der RWE AG wie im Konzc 
rückläufig: 

1983/84 1984/85 1985/86 
RWE AG 22.440 22.291 22.145 
Konzern 67.329 67.071 66.717 

Die mit Hochdruck betriebene Ratio- 
nalisierung in der AG wird daran deut- 
lich: Seit 1983/84 gingen die Kraftwerke 
Grundremmingen B (1250 MW Atome- 
nergie), Grundremmingen C (1250 MW 
Atomenergie), I bbenbüren B (770 MW 
Steinkohle), Mülheim-Kärlich (1300 
MW) neu ans Netz. Die Länge der Hoch- 
spannungsleitungen wuchs im gleichen 
Zeitraum um 441 km. Alleine bei derAG- 
ohne verbundene Unternehmen - wur- 
den 9.200 km Mittel- und Niederspan- 
nungsleitung gelegt sowie rund 115.000 
Hausanschlüsse. 

Im gleichen Zeiraum ging dieZahl der 
Beschäftigten bei der AG trotzdem um 
300 zurück. 

Personal kostenanteil 
sinkt 
Dieser Rückgang der Beschäftigten so- 
wohl in der AG wie im Gesamtkonzern 
macht sich auch am Anteil der Personal- 
qufwendungen (Löhne, Gehälter, So- 
ialabgaben und Altersversorgung) an 
ler Gesamtleistung des Konzerns deut- 
ch. Der Anteil sank langsam von 17,6 O/O 

. .f 17,4 %. 

achten und Zinslei- 
Am stärksten betroffen vom Personal; an Banken bau sind die RWE-Töchter UK Wesse- 
I ing, Starkstrom-Anlagen-Gesellschaft sfeiaen 

V 

und Rheinbraun. ~ b e r a u c h  bei den an- übrigens stiegen im gleichen Zeitraum deren Konzerngesellschaften wie in der die Aufwendungen für Pachten und =in- RWE AG findet ein langsamer Sen von 3.6 % auf 8,1 % Anteil an der abbau statt. Dieeinzigegrößere Ausnah- Gesamtleistung des Konzerns. Dahinter me stellt die 1 1 ~ 0 c ~ t e r "  Heidelberger verbirgt sich die gewaltige Steigerung 
Druckmaschinen dar, deren Beschäftig- der Pachtausgaben für die drei Kern- 
tenzahlen in den letzten zwei Jahren iim 
500 anstieg 



kraftwerke Grundremmingen B -. . -  - 
sowie Mülheim-Kärlich. Der Anteil an 
der RWE-Gesamtleistung, den die Ban- 
ken so unmittelbar erhalten - ohne die 
Ausschüttung von Dividende - ist also 
enorm angestiegen. Die Zahlungen des 
RWE an das Finanzkapital belaufen sich 
inzwischen auf fast die Hälfte der Perso- 
nalaufwendungen. Oder anders ausge- 
drückt: An das Finanzkapital zahlt RWE 
die gleiche Summe wie für 30.000 Be- 
schäftigte. 

Arbeitssicherheit, 
Vorruhestand und 
Vorstandskosten 
Nicht nur im übertragenden Sinne sind 
die RWE-Arbeitsplätze unsicherer ge- 
worden, sondern auch die Sicherheit am 
Arbeitsplatz und auf dem Weg zur Ar- 
beitsstelle hat sich verschlechtert. 
1983/84 ereigneten sich rund 760 Ar- 
beitsunfälle, 1984/85 bereits 795 und 
1985/86 800 Arbeitsunfälle in der RWE 

,Na bitte, scheint tatsächlich zu stimmen. daß du 

AG. Ä hnlich die Entwicklung bei den 
Tochtergesellschaften, besonders 
schwerwiegende Fälle wie mehrere 
Brände beim Schnellen Brüter und ein 
schwerer Unfall in Ibbenbüren fanden 
Eingang in die Medien. 

DieVorruhestandsregelung hat bisher 
nicht das gehalten, was versprochen 
wurde. Seitdem 1.1.85 in Kraftgingenim 
abgelaufenen Geschäftsjahr 280 Mitar- 
beiter (Vorjahr 110!) in den Vorruhe- 
stand - das sind nur rund 40 O/O der dazu 
Berechtigten. Nur die Hälfte der frei ge- 
wordenen Arbeitsplätze wurden wieder 
besetzt! 

Im Vorstand selbst ist bishervonspar- 
maßnahmen noch nichts zuspüren. Der 
Aufsichtsrat bewilligte trotz der durch 
den Vorstand verursachten Schwierig- 
keiten eine deutliche Aufbesserung der 
Bezüge: 1983/84 wurde an die sieben 
Vorstandsmitglieder 3,80 Mio. DM ge- 
zahlt, im folgenden Geschäftsjahr 3,93 
Mio. und 1985/86 4,36 Mio. DM. 
Günter Düsing, 
Essen 

kraftwerke jede   enge ~ r b e i t s ~ / ä t z e  iesihaffen werden. " I 
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Umstrittenes Gutachten 
zum umstrittenen VkA 

Das Rheinisch-Westfälische Elektrizi- 
tätswerk ist ein sogenannt gemischtwirt- 
schaftliches Unternehmen. Anteilseig- 
ner des RWEsind nicht nurprivate Klein- 
aktionäre, Mitarbeiter, Industrie und 
Banken, sondern auch ÖffentlicheAktio- 
näre, die Kommunen. Im Gegensatz zu 
den privaten Anlegern verfügen die 
Kommunen über Aktien, die ihren 
Stimmrechtsanteil gegenüber dem Ka- 
pitalanteil verdoppeln. Dies geschieht 
über sogenannte Namensaktien mit 
zwanzigfachem Stimmrecht. Gegen- 
wärtig beläuft sich die Stimmrechts- 
mehrheit der Kommunen auf über 60 O/O. 

Darüberhinaus haben sich diese Kom- 
munen verbandsmäßig organisiert, wo- 
bei, so sagt es die Satzung, die Rechts- 
form der GmbH gewählt wurde, die in 
einen öffentlich-rechtlichen Zweckver- 
band überführt werden $oll. Dieses 
rechtlich durchaus problematische Pro- 
visorium währt mittlerweile 13 Jahre. 

Anläßlich zahlreicher Anträge von 
Kommunen, die nach der Atomkatastro- 
phe von Tschernobyl für einen Ausstieg 
des RWE auf der Atomenergie plädieren, 
ließ das Präsidium des VkA ein Rechts- 
gutachten erstellen, daß die Frage klären 
sollte, ob und welchen Einfluß die Kom- 
munen überhaupt auf die Geschäftsfüh- 
rung des RWE nehmen dürften. 

Thesen des Gutachters 

Ult: 

ner 
rec 

sung, die sodann einflußnehmend auf 
das RWE einwirken soll. Einzelinteres- 
Sen der Mitglieder, wie etwa Vertragsan- 
gelegenheiten, oder Sonderinteressen 
wie die Schaffung und der Erhalt von 
Arbeitsplätzen fallen nicht in den Wir- 
kungsbereich des Verbandes. Auch 
dient der Verband nicht der Gewinner- 
ziehlung, also nicht privatwirtschaftli- 
chen Interessen, sondern Zielen, die 
sich abs den öffentlichen Aufgaben der 
Kommunen herl'eiten. Alssolchevermag 
der Gutachter nur die derSicherstellung 
der Energieversorgung anzuerkennen. 
Er beruft sich dabei auf das Energiewirt- 
schaftsgesetz von 1935, einem Kriegs- 
vorbereitungsgesetz der Nazis. Als öf- 
fentliche Aufgaben will er etwa den Um- 
weltschutz oder die Auswahl der Primär- 
energie für die Kommunen nicht gelten 
lassen. Dies seien Aufgaben des Bundes 
und der Länder. Der Gutachter stellt da- 
mit fest, daß Kommunen, die auf eine 
Eigenversorgung verzichten, bei.der sie 
sehr wohl Fragen des Umweltschutzes 
und der Primärenergieeigenverantwort- 
lich entscheiden können, mit der Abtre- 
tung des Wegerechtes (Konzessions- 
verträge) auch diese Rechte abgetreten 
hätten. Darüberhinaus seien sie auch als 
Aktionäre des Unternehmens, an das sie 
":-se Rechte abgetreten haben, zu kei- 

weiteren Einflußnahme mehr be- 
htigt. Mit dieser Rechtsauffassung 
istituiert der Gutachter ein verfas- 
igsrechtlich bedenkliches Zwei- 

Der Gutachter, Rechtsanwalt Dr. Gür ssen-Recht für Kommunen, eines der 
her aus Essen, kam dabei zu den folge ?ingeschränkten Selbstverwaltung 
den Ergebnissen: bei den Selbstversorgern und ein ent- 

Der Zweck des VkA sei die ,,Bildung mündigtes bei Fremdversorgten. 
und Vertretung einer einheitlichen ene< 
giewirtschaftlichen kommunal-po~iti- Kriti kverbot? 
schen Auffassung der kommunalen Ak- Die faktische ExistenzdesVkA übersieht 
tionäre des RWE". D.h., der VkA dient der Gutachter nicht. Das Ziel, Einfluß 
einer Bündelung der Interessen der auf das Unternehmen zu nehmen, be- 
Kommunen mit dem Ziel der Bilduna streitet er dem VkA auch nicht, nur darf 
einer einheitlichen politischen Auffa se Einflußnahme keine gegenüber 



der Geschäftspolitik des Vorstandes kri- 
tische sein, denn aufgrund der Stimm- f K i l h u  f td t  a3 C r  2.5'. B7 
rechtsmehrheit ist der v ~ A  i n  einer Verband der Kommunen k zie t Gutachten zurück 

Machtposition, die Druck auf die verant- ' 
wortlichen Organe des RWE ausüben Aktionäre des RWE 
könnte. Wird diese Machtposition dazu 
, , rn ißbra~cht~~,  Vorstand oder ~ e r w a i -  haben sich verkracht 

tet das, den Vorstand zu gegenüber den 
anderen Aktionären pflichtwidrigem 
Handeln ..anzustiftenu. Das wäre rechts- 
widrig, mithin darf die Einflußnahme 
sich nur auf eine Bestätigung der Unter- VkA - Verband krtikloser 
nehmenspolitik erstrecken. Aktionäre? 
Frageverbot? Mit der Wendung, daß die kommunalen 

Aktionäre ihre Verbandsversammlung 
Gegen die z.Zt. geübte Praxis der Ein- nicht als Aktionäre, sondern als Ge- 
flußnahme auf das Unternehmen trägt schäftspartner abhalten, sucht der Gut- 
der Gutachter erhebliche Bedenken vor. achter einem ZM,ei-Klassen-Recht für 
Hier werden in nicht-öffentlicher Sit- Aktionäre zu entgehen, konstituiert aber 
zung dem des RWE Fragen ge- ein weiteres Mal ein Zwei-Klassen-Recht 
stellt, dieeigentlich nicht gestelltwerden für K ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ .  ~ ~ ~ ~ - , ä f ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  des 
dürften, dasie gegen den 5 131 Aktienge- RWE sind Kommunen ausschließlich im 
setz verstoßen. Grundsätzlich können sinne der ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ä ~ ~ ,  also der 
Aktionäre nur auf der Hauptversamm- Abtretung des Wegerechtes gegen ent- 
lung Fragen stellen und nurdort dürften sprechende Gebühren, die individuell 
sie beantwortet werden. Da das Aktien- zwischen dem RWE und der einzelnen 
gesetz zwingend die Gleichbehandlung Kommune ausgehandelt werden. Nurei- 
von Aktionären vorschreibt, müßtenent- ne winzige Minderheit der vom R W E ~ ~ ~ -  
weder alle Aktionäre des RWE in Kennt- sorgten K~~~~~~~ ist 
nis gesetzt werden, welche Fragen wie Aktionär des Unternehmens und Mit- 
beantwortet wurden und dies mÜßte auf glied im V ~ A .  Wenn nurdiese privilegier- 
der Hauptversammlung geschehen, ten Kommunen im Rahmen einer GmbH, 
oder aber, weil diesschlechthin unmÖg- die eben öffentlich-rechtlicher 
lich ist, die Verbandsversammlungen Zweckverband ist, mit dem R W E - V ~ ~ -  
des VkA dürften nicht als Treffen von stand ~ ~ ~ ~ ~ ä ~ h ~  über die versorgung 
Aktionären mit dem Vorstand des RWE führen dürfen, dann alle 
begriffen werden. Der Gutachter gibt ih- jene K~~~~~~~ benachteiligt und aus- 
nen daraufhin den Charakter von Ge- geschlossen, die zwar ihr Wegerecht ab- 
sprächen zwischen Geschäftspartnern. getreten haben, aber Aktionär ge- 
Hier werden also nicht einzelne Aktionä- worden sind. 
re privilegiert, sondern die besonderen 
Geschäftsinteressen, die alle, nicht ein- 
zeine Kommunen mit dem RWE verbin- Identitätskrise des VI<A 
den, sollen Gegenstand der gemeinsa- 
men Gespräche sein. Freilich dürften Der Gutachter Dr. Günther stand vor der 
privaten Aktionären Fragen nach dem sicher schwierigen Aufgabe, den Zweck 
Inhalt dieser Gespräche auf der eines Verbandes zu definieren, der sich 
ebenso verweigert werden wie Fragen beharrlich weigert, eben diesen Zweck 
nach anderen Geschäftsbeziehungen selbst zu benennen 
des RWE. R. Berger 

Elsdorf, Erftkreis 
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Geschäftsjahres 1985/86 
Juli 1985: Erhöhung der Strompreise für 
Tarifkunden um 6 %. 

Herbst 1985: Das Steinkohlenkraftwerk 
Ibbenbüren B geht schrittweise ohne 
Entstickung in Betrieb. 

Statt frühzeitig mit der Planung zu be- 
ginnen, konzentrierte sich RWE auf die 
Abwehr gesetzlicher Vorschriften zur 
Stickoxidminderung. 
November 1985: Kritik der Bauindustrie 
wegen „Begünstigung" der RWE-Toch- 
ter lie HochTief zu Traumprei- 
ser 

firmen W 

1. 
L..---- 4 n e  Februar iyd6: RWE-Hauptversammlung 

endt mit Eklat und großer Verspätung. 
Wegen fehlerhafter Durchführungen . 
müssen Abstimmungen namentlich wie- 
derholt werden. 

März1986: RWE kündigt die Betriebsver- 
einbarung über die Ruhegeldversor- 
gung. 
April 1986:AKW Mülheim-Kärlich nimmt 
Probebetrieb trotz Reaktorunglück in 
Tschernobyl auf. 

Mai 1986: BürgerkriegsähnlicheAusein- 
andersetzungen um die Wiederaufberei- 
tungsanlage in Wackersdorf, an der 
RWE mit 25 O/O beteiligt ist. 

Sommer 1986: Gegen den Willen der 
SPD (und gegen die Abs-Formel) wird 
der ehemalige Duisburger Oberstadtdi- 
rektor Krämer in den RWE-Vorstand ge- 
wählt, der SPD Kandidat Ziegler hat das 
Nachsehen. 
Juli 1986: Die Strompreise für Tarifkun- 
den sollen .nach RWE-Willen um 5,4 O/O 

erhöht werden. Der NRW-Wirtschafts- . 
minister genehmigt jedoch nur 2,6 %. 

Herbst 1986: Durch Beschluß des Ober- 
verwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
muß RWE das AKW Mülheimabschalten 
und eine Neugenehmigung für den 
Kühlturm beantragen. 

Neuer Skandal um Nuklearbetriebe in 
Hanau (RWE-Anteil an Nukem: 45%) u.a. 
wegen illegalen Betreibensvon Atoma 
lagen. 
November 1986: Trotz der Anträge zat- 
reicher Städte im VKA, das RWE zu 
Ausstieg aus der Kernenergie aufzufor- 
dern, wird eine Beschlußfassung 
vertagt. 

Gutachten eines Essener Rechtsan- 
waltsbüros im Auftrag des VKA (RWE 
welches kritische kommunale Aktionä 
kriminalisiert. 
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